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I. Prüfungsauftrag 

Der Bürgermeister der 

Gemeinde Schlangen 

- nachfolgend auch „Gemeinde“ genannt - 

erteilte uns den Auftrag, den Gesamtabschluss zum 31. Dezember 2010 und den Gesamtlage-

bericht für das Haushaltsjahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2010 zu prüfen und dar-

über Bericht zu erstatten. 

Aufgrund der gesetzlichen Vorschriften in § 116 Abs. 6 i.V.m. § 101 Abs. 2 bis 8 GO NRW a.F. 

ist die Gemeinde dazu verpflichtet, den Gesamtabschluss bestehend aus Gesamtbilanz, Ge-

samtergebnisrechnung und Gesamtanhang sowie den Gesamtlagebericht durch den Rech-

nungsprüfungsausschuss gemäß § 116 Abs. 6 GO NRW a.F. prüfen zu lassen. 

Form und Inhalt unseres Prüfungsberichts folgen den Grundsätzen ordnungsmäßiger Bericht-

erstattung bei Abschlussprüfungen (IDW PS 450). 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwend-

baren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Bei der Darstellung von T€- und %-Angaben können Rundungsdifferenzen zu den sich mathe-

matisch genau ergebenden Werten auftreten, die sich jedoch nicht auf die Prüfungsergebnisse 

auswirken. 

Dem Bericht sind die Gesamtbilanz als Anlage I/1, die Gesamtergebnisrechnung als Anlage I/2, 

der Gesamtanhang als Anlage I/3 sowie der Gesamtlagebericht als Anlage I/4 beigefügt. Der 

Bericht enthält vorweg eine Stellungnahme zur Beurteilung der Gesamtlage der Gemeinde 

durch die gesetzlichen Vertreter (Abschnitt II). Erläuterungen zur Prüfungsdurchführung und die 

Prüfungsergebnisse im Einzelnen sowie die Wiedergabe des aufgrund der Prüfung erteilten Be-

stätigungsvermerks folgen in den Abschnitten III bis V. 

Der diesem Bericht als Anlage III beigefügte Beteiligungsbericht nach § 117 GO NRW war auf-

tragsgemäß nicht Gegenstand der Prüfung. 

Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit gelten, auch im Verhältnis 

zu Dritten, die als Anlage IV beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprü-

fer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 01. Januar 2017. 
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II. Grundsätzliche Feststellungen zur Gesamtlagebeurteilung 

Zur Beurteilung der Lage der Gemeinde durch die gesetzlichen Vertreter nehmen wir nachfol-

gend Stellung und heben die wesentlichen Angaben hervor: 

 Der Gesamtlagebericht enthält nach unserer Einschätzung folgende Kernaussagen zur 

Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des Gesamthaushalts der Gemeinde 

Schlangen: 

Die Gemeinde Schlangen musste insgesamt einen Gesamtjahresfehlbetrag von T€ 165 hinneh-

men, der wesentlich durch das Ergebnis des Kernhaushalts beeinflusst ist. Bei ordentlichen 

Erträgen von T€ 15.756 und ordentlichen Aufwendungen von T€ 15.137 ergibt sich ein positives 

ordentliches Gesamtergebnis von T€ 619, dem insbesondere ein negatives Finanzergebnis von 

T€ 782 gegenübersteht. 

Die ordentlichen Gesamterträge sind geprägt durch das Aufkommen aus Steuern und ähnlichen 

Abgaben der Kernverwaltung. Hier sind insbesondere die Gewerbesteuer (T€ 4.109), der Ge-

meindeanteil an der Einkommensteuer (T€ 2.461) sowie die Grundsteuer (T€ 1.107) zu nennen. 

Wesentliche Erträge resultieren darüber hinaus aus den Zuwendungen und allgemeinen Umla-

gen, von denen die größten Posten auf die Schlüsselzuweisungen (T€ 2.069), Zuwendungen 

und Zuschüsse für laufende Zwecke (T€ 967) und die Erträge aus der Auflösung von Sonder-

posten für Zuwendungen (T€ 524) entfallen. 

Bei den ordentlichen Gesamtaufwendungen sind die Transferaufwendungen hervorzuheben. 

Sie bilden rd. 46 % der ordentlichen Gesamtaufwendungen ab und betreffen überwiegend die 

Kreisumlage (T€ 3.671). Wesentliche Aufwendungen entfallen darüber hinaus auf Personal und 

Versorgung (T€ 3.292), Sach- und Dienstleistungen (T€ 2.142) und bilanzielle Abschreibungen 

(T€ 1.883). 

Die Gesamtbilanzsumme zum 31. Dezember 2010 beträgt T€ 72.135 und fällt damit um 

T€ 5.311 höher aus als die Bilanzsumme im Einzelabschluss der Kernverwaltung zum 31. De-

zember 2010 (T€ 66.824). Gegenüber dem Erstkonsolidierungszeitpunkt (01. Januar 2010) hat 

sich die Gesamtbilanzsumme um einen Prozentpunkt verringert. 

Die Gesamtvermögensstruktur ist zum Bilanzstichtag mit T€ 66.775 (92,6 % der Bilanzsumme) 

durch das Anlagevermögen geprägt. Davon entfallen T€ 66.446 auf das Sachanlagevermögen 

(99,5 %). Hier sind das kommunale Infrastrukturvermögen mit T€ 28.308 (42,6 %) und die 

Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte mit T€ 35.180 (52,9 %) besonders hervorzuhe-

ben. 

Die Kapitalstruktur der Gesamtbilanz auf den 31. Dezember 2010 wird mit T€ 13.613 (18,9 %, 

Eigenkapitalquote I) durch das Eigenkapital beeinflusst. 
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Das wirtschaftliche Eigenkapital unter Hinzurechnung der Sonderposten für Zuwendungen 

(T€ 21.779) und Beiträge (T€ 9.593) macht 62,4 % (Eigenkapitalquote II) der Bilanzsumme zum 

31. Dezember 2010 aus. 

 Der Lagebericht enthält nach unserer Einschätzung folgende zentrale Aussagen zur vo-

raussichtlichen Entwicklung mit ihren Chancen und Risiken: 

Die Fehlbeträge der Jahre 2011 bis 2014 werden gegenüber der bisherigen Ergebnisplanung 

im Haushaltsplan 2010 deutlich höher ausfallen. 

Der Bürgermeister und die Kämmerin weisen darauf hin, dass die Ausgleichsrücklage bereits 

durch den erwarteten Fehlbetrag 2011 vollständig aufgebraucht sein wird. Als Gründe werden 

vor allem ein geringeres Aufkommen an Schlüsselzuweisungen bei gleichzeitiger Erhöhung der 

Kreisumlage angeführt. Die Entwicklung wird als besorgniserregend bezeichnet. 

Aufgrund des massiven Verzehrs des Eigenkapitals ist die Gemeinde Schlangen wieder – wie 

im Haushaltsjahr 2003 – verpflichtet, ab dem Haushaltsjahr 2010 ein Haushaltssicherungskon-

zept aufzustellen. 

Ferner führt der Bürgermeister an, dass durch die Aufstellung des Haushaltssicherungskonzep-

tes im Jahr 2010 weiter an der Konsolidierung des Gemeindehaushaltes gearbeitet wird. Neben 

der Überprüfung aller freiwilligen und pflichtigen Leistungen werden durch die Anhebung der 

Realsteuersätze, der Hundesteuer und der Vergnügungssteuer ab dem Jahr 2011 weitere Er-

träge generiert. 

Für die Jahre 2011 bis 2013 wird für die Finanzrechnung mit Fehlbeträgen von insgesamt rd. 

4,9 Mio. € gerechnet. Der Stand der Kassenkredite wird bis zum 31. Dezember 2013 voraus-

sichtlich auf über 8,5 Mio. € steigen. 

Die Chance, zukünftig einen originären Haushaltsausgleich zu erzielen, wird als sehr gering ein-

gestuft. Entsprechend dem bestehenden Haushaltssicherungskonzept droht der Gemeinde 

Schlangen in 2015 die bilanzielle Überschuldung. 

Abschließend weist der Bürgermeister auf die Notwendigkeit hin, dass Bund und Land für eine 

auskömmliche Finanzausstattung der Gemeinden Sorge tragen müssen. 

Nach der Einschätzung des Bürgermeisters und der Kämmerin sind für die in den Gesamtab-

schluss einbezogenen vAB keine bestandsgefährdenden Risiken erkennbar. 

Die Beurteilung der Lage der Gemeinde ist nach den uns zur Verfügung gestellten Unterla-

gen - insbesondere den Planungsrechnungen - plausibel und folgerichtig abgeleitet. Die im La-

gebericht enthaltenen Einschätzungen und Prognosen zur künftigen Entwicklung sind nachvoll-

ziehbar. Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist die 

Lagebeurteilung der Bürgermeisterin und des Kämmerers dem Umfang nach angemessen und 

inhaltlich zutreffend. 
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III. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir gemäß § 116 Abs. 6 GO NRW a.F. den Ge-

samtabschluss, bestehend aus Gesamtbilanz, Gesamtergebnisrechnung und Gesamtanhang, 

und den Gesamtlagebericht auf die Beachtung der für die Rechnungslegung geltenden gesetz-

lichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und der sons-

tigen ortsrechtlichen Bestimmungen geprüft. 

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften ist nur insoweit Gegenstand der 

Gesamtabschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise Auswirkun-

gen auf den Gesamtabschluss oder den Gesamtlagebericht ergeben. 

Der Gesamtabschluss wurde nach den Vorschriften des Landesrechts für Nordrhein-Westfalen 

aufgestellt. 

Den Gesamtlagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er mit dem Gesamtabschluss und den 

bei unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, insgesamt eine zutreffende 

Vorstellung von der Gesamtlage der Gemeinde vermittelt und ob die wesentlichen Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. 

Die Verantwortung für die Aufstellung und den Inhalt des Gesamtabschlusses und des Gesamt-

lageberichts sowie die uns gegebenen Auskünfte liegt bei den gesetzlichen Vertretern der Ge-

meinde. Es ist Aufgabe des Gesamtabschlussprüfers, diese Unterlagen und die gemachten An-

gaben im Rahmen einer pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen. 

Wir haben die Gesamtabschlussprüfung gemäß § 116 Abs. 6 GO NRW a.F. und entsprechend 

den Vorschriften der §§ 316 ff. HGB durchgeführt. Die vom IDW festgestellten deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Durchführung von Abschlussprüfungen haben wir beachtet. 

Wir haben unsere Prüfung nach dem risikoorientierten Prüfungsansatz so angelegt, dass Un-

richtigkeiten und Verstöße gegen die gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Darstellung des 

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- 

und Finanzlage wesentlich auswirken, erkannt werden können.  

Dazu wurden Risikofaktoren identifiziert und analysiert, um eine Differenzierung zwischen kriti-

schen und weniger kritischen Prüfungsgebieten zu ermöglichen und die risikoorientierte Prü-

fungsstrategie für die einzelnen Prüfungsgebiete festzulegen. 

Die Prüfungsstrategie haben wir auf der Grundlage der Kenntnisse über die Gemeinde sowie 

das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gemeinde, der Erwartungen über mögliche Fehler 

sowie des Verständnisses vom rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystem entwi-

ckelt.  
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Ausgehend von unserer Beurteilung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-

tems wurde das Prüfungsprogramm so bestimmt, dass unter Beachtung des Grundsatzes der 

Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit die geforderten Prüfungsaussagen mit hinreichender 

Sicherheit möglich waren. 

Sowohl analytische Prüfungshandlungen (Plausibilitätsbeurteilungen) als auch Einzelfallprüfun-

gen (Überprüfung von Geschäftsvorfällen sowie von Beständen) wurden nach Art und Umfang 

unter Berücksichtigung der Bedeutung der Prüfungsgebiete und der Organisation der Rech-

nungslegung durchgeführt. 

Die Prüfung wurde von uns im mit Unterbrechungen im Zeitraum von Januar 2019 bis August 

2021 in unseren Büroräumen in Bielefeld durchgeführt. 

Ausgangspunkt der Prüfung war die erstmalig erstellte Eröffnungsgesamtbilanz auf den 01. Ja-

nuar 2010. Diese wurde im Rahmen der Gesamtabschlussprüfung von uns geprüft. 

Die für die Prüfung erforderlichen Unterlagen und Nachweise standen uns zur Verfügung. Für 

den Datenaustausch wurden elektronische Formen genutzt. Erbetene Auskünfte wurden uns 

von den gesetzlichen Vertretern der Gemeinde sowie den uns benannten Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern bereitwillig erteilt. 

Die gesetzlichen Vertreter der Gemeinde haben uns eine Vollständigkeitserklärung abgegeben, 

nach der die uns erteilten Auskünfte vollständig und alle bilanzierungspflichtigen Vermögens-

gegenstände, Verpflichtungen und Wagnisse im Gesamtabschluss und Gesamtlagebericht be-

rücksichtigt sind. Diese haben wir zu unseren Akten genommen. 
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IV. Feststellungen und Erläuterungen zur Gesamtabschlussrechnungslegung 

1. Ordnungsmäßigkeit der Gesamtabschlussrechnungslegung 

1.1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Die Gemeinde Schlangen ist entsprechend § 116 Abs. 1 GO NRW verpflichtet, einen Gesamt-

abschluss sowie einen Gesamtlagebericht aufzustellen und nach § 116 Abs. 6 GO NRW a.F. 

prüfen zu lassen. Zusätzlich ist gemäß § 117 GO NRW ein Beteiligungsbericht aufzustellen. Der 

Beteiligungsbericht ist nicht Gegenstand der Prüfung des Gesamtabschlusses. 

Der Gesamtabschluss wird von der Gemeinde manuell aus den Jahresabschlüssen der einbe-

zogenen vAB entwickelt. Eigenständige schriftliche Bilanzierungsrichtlinien für die in den Ge-

samtabschluss einbezogenen vAB bestehen nicht. Es gilt insgesamt die Gesamtabschlussricht-

linie der Gemeinde Schlangen. Die einheitliche Bilanzierung und Bewertung wird durch gege-

benenfalls notwendige Anpassungsbuchungen auf Ebene des Gesamtabschlusses gewährleis-

tet. 

Die Organisation der Gesamtabschlussbuchführung der Gemeinde ist nach unseren Feststel-

lungen dazu geeignet, die vollständige und richtige Erfassung, Verarbeitung, Dokumentation 

und Sicherung des Buchungsstoffes zu gewährleisten. 

1.2. Konsolidierungskreis 

Die Angaben zum Konsolidierungskreis nach § 116 Abs. 2 GO NRW a.F. i.V.m. § 50 GemHVO 

NRW sowie zur Nichteinbeziehung von vAB sind im Gesamtanhang vollständig und zutreffend 

gemacht. Die Abgrenzung des Konsolidierungskreises erfolgte unter Beachtung des Stetigkeits-

grundsatzes. 

1.3. Gesamtabschlussstichtag 

Der Abschlussstichtag des vorliegenden Gesamtabschlusses ist entsprechend § 116 Abs. 1 

Satz 1 GO NRW der 31. Dezember 2010. Er entspricht dem Stichtag des Jahresabschlusses 

der Gemeinde Schlangen und der einbezogenen vAB. 
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1.4. Konsolidierungsmaßnahmen 

Es wurde eine Folgekonsolidierung zum 31. Dezember 2010 vorgenommen. 

Die Kapitalkonsolidierung sowie die Konsolidierung von Forderungen und Verbindlichkeiten so-

wie der Aufwendungen und Erträge werden im Gesamtanhang im Einzelnen zutreffend erläu-

tert. 

Gemäß § 50 GemHVO i.V.m. § 303 HGB wurden bei der Schuldenkonsolidierung Forderungen 

und Verbindlichkeiten zwischen den in den Gesamtabschluss vAB eliminiert. 

Eine Zwischenergebniseliminierung gemäß § 50 GemHVO NRW i.V.m. § 304 HGB war nicht 

erforderlich. 

Die Aufwands- und Ertragskonsolidierung wurde entsprechend § 50 GemHVO NRW i.V.m. 

§ 305 HGB durchgeführt. 

1.5. Bilanzierungsgrundsätze 

Die in den Gesamtabschluss übernommenen Vermögensgegenstände und Schulden der ein-

bezogenen vAB wurden gemäß § 50 GemHVO NRW i.V.m. § 308 HGB, soweit geboten, ein-

heitlich nach den für die Gemeinde angewandten Bilanzierungsgrundsätzen angesetzt und be-

wertet. Die Bewertung entspricht den gesetzlichen Bestimmungen. Bei unbeachtlichen Bewer-

tungsunterschieden wurde auf eine Anpassung verzichtet. 

1.6. Ordnungsmäßigkeit der in den Gesamtabschluss einbezogenen Jahresabschlüsse 

In dem Gesamtabschluss zum 31. Dezember 2010 wurden die Jahresabschlüsse der Ge-

meinde Schlangen, der Gemeindewerke Schlangen GmbH, der eigenbetriebsähnlichen Einrich-

tung Abwasserbeseitigung der Gemeinde Schlangen sowie dem Eigenbetrieb Freibad der Ge-

meinde Schlangen einbezogen. 

Die Gemeinde Schlangen ist gemäß § 101 GO NRW a.F. prüfungspflichtig. Der Jahresab-

schluss für das Haushaltsjahr 2010 wurde von uns geprüft. Unser uneingeschränkter Bestäti-

gungsvermerk datiert vom 17. Januar 2012. 

Die Gemeindewerke Schlangen GmbH ist gemäß § 108 GO NRW a.F. prüfungspflichtig. Der 

Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2010 wurde von uns geprüft. Unser uneingeschränkter 

Bestätigungsvermerk datiert vom 30. April 2011. 
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Die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Abwasserbeseitigung der Gemeinde Schlangen ist ge-

mäß § 106 GO NRW a.F. prüfungspflichtig. Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2010 

wurde von uns geprüft. Unser uneingeschränkter Bestätigungsvermerk datiert vom 30. Ap-

ril 2011. 

Der Eigenbetrieb Freibad der Gemeinde Schlangen ist gemäß § 106 GO NRW a.F. prüfungs-

pflichtig. Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2010 wurde von uns geprüft. Unser un-

eingeschränkter Bestätigungsvermerk datiert vom 30. April 2011. 

1.7. Gesamtabschluss 

Der Gesamtabschluss - bestehend aus Gesamtbilanz, Gesamtergebnisrechnung und Gesamt-

anhang - für das Haushaltsjahr vom 01. Januar bis 31. Dezember 2010 entspricht den gesetzli-

chen Vorschriften und wurde unter Beachtung der Gesamtabschlussrichtlinie der Gemeinde 

Schlangen ordnungsgemäß aufgestellt. 

Die Gesamtbilanz sowie die Gesamtergebnisrechnung wurden ordnungsgemäß aus den einbe-

zogenen Jahresabschlüssen abgeleitet. Die angewandten Konsolidierungsmethoden entspre-

chen den gesetzlichen Vorschriften. Die Konsolidierungsmaßnahmen wurden sachgerecht vor-

genommen. Die Konsolidierungsbuchungen wurden zutreffend durchgeführt. 

Der Gesamtanhang enthält die gesetzlich geforderten Erläuterungen und Angaben. 

Die dem Gesamtanhang beigefügte Kapitalflussrechnung ist gemäß § 51 Abs. 3 GemHVO unter 

Beachtung des DRS Nr. 2 ordnungsgemäß aufgestellt worden. 

1.8. Gesamtlagebericht 

Der von den gesetzlichen Vertretern erstellte Gesamtlagebericht nach § 51 Abs. 1 GemHVO 

enthält nach unseren Feststellungen die gesetzlich vorgeschriebenen Mindestangaben. Er steht 

im Einklang mit dem Gesamtabschluss sowie unseren im Rahmen der Prüfung gewonnenen 

Erkenntnissen. Er vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Er-

trags- und Finanzlage der Gemeinde. Die wesentlichen Chancen und Risiken der künftigen Ent-

wicklung sind zutreffend dargestellt. 
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2. Gesamtaussage des Gesamtabschlusses 

2.1. Feststellungen zur Gesamtaussage des Gesamtabschlusses 

Der Gesamtabschluss entspricht den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt insgesamt ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Fi-

nanzlage der Gemeinde sowie der in den Gesamtabschluss einbezogenen verselbständigten 

Aufgabenbereiche. 

Die wesentlichen Bewertungsgrundlagen, die im Anhang zutreffend dargestellt sind, betreffen 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden; sie blieben gegenüber dem Vorjahr unverändert. 

Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen, die einen wesentlichen Einfluss auf die Vermögens-, Fi-

nanz- und Ertragslage haben, wurden im Rahmen der Prüfung nicht festgestellt. 
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2.2. Wirtschaftliche Verhältnisse 

2.2.1. Vermögens- und Schuldenlage 

% T€ %

V e r m ö g e n

immaterielle 

Vermögensgegenstände und 

Sachanlagen  66.522  92  67.679  94 - 1.157

Finanzanlagen 253  -  254  - - 1

langfristiges Vermögen  66.775  92  67.933  94 - 1.158

Vorräte 781  1  914  1 - 133

Forderungen                                        2.716  4  1.681  2 + 1.035

flüssige Mittel  1.863  3  1.389  2 + 474

kurzfristiges Vermögen 5.360  8  3.984 6 + 1.376

Gesamtvermögen 72.135 100  71.917  100 + 218

P a s s i v s e i t e

Eigenkapital  13.613  19  14.320  20 - 707

Sonderposten  31.848  44  32.400  45 - 552

langfristige Verbindlichkeiten  13.485  19  14.006  19 - 521

langfristige Rückstellungen  3.323  5  3.458  5 - 135

Rechnungsabgrenzungs-

posten 530  1  495  1 + 35

langfristiges Kapital  62.799  88  64.679  90 - 1.880

kurzfristige Rückstellungen  2.422  3  1.610  2 + 812

kurzfristige Verbindlichkeiten  6.914  9  5.628  8 + 1.286

kurzfristiges Kapital 9.336 12 7.238  10 + 2.098

Gesamtkapital 72.135 100 71.917  100 + 218

T€

Veränderungen31.12.2010

T€

01.01.2010
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Für die Bilanzanalyse haben wir die einzelnen Bilanzposten nach betriebswirtschaftlichen 

Grundsätzen zusammengefasst und gegliedert. Gliederungsmerkmal ist auf der Vermögens-

seite die Dauer der Gebundenheit, auf der Schuldenseite die Dauer der Verfügbarkeit. Bei den 

Darlehen haben wir die im Folgejahr fälligen Tilgungsleistungen sowie die abgegrenzten Zins-

zahlungen dem kurzfristigen Bereich zugeordnet. 

Die Bilanzsumme nahm um T€ 218 auf T€ 72.135 zu. 

Der Buchwert der immateriellen Vermögensgegenstände und Sachanlagen reduzierte sich um 

T€ 1.157. Zugängen von T€ 904 standen Abschreibungen von T€ 1.833 sowie Abgänge von 

T€ 207 und Umbewertungen des Abwassernetzes von T€ 21 gegenüber. Die Zugänge entfielen 

mit T€ 315 auf den Kernhaushalt, mit T€ 174 auf den Abwasserbetrieb, mit T€ 414 auf die GWS 

sowie mit T€ 1 auf das Freibad. 

Die Vorräte beinhalten vor allem zum Verkauf bestimmte Grundstücke der Gemeinde. Der Pos-

ten reduzierte sich veräußerungsbedingt. 

Die erhebliche Zunahme der Forderungen betraf im Wesentlichen Steuerforderungen der Ge-

meinde in Auswirkung von Gewerbesteuernachzahlungen aufgrund von Betriebsprüfungen. 

Die Entwicklung der flüssigen Mittel ist der als Anlage zum Anhang beigefügten Kapitalfluss-

rechnung zu entnehmen. 

Das Eigenkapital nahm insgesamt um T€ 707, im Wesentlichen in Auswirkung von Anpassun-

gen der Eröffnungsbilanz des Kernhaushaltes bezüglich einer Erhöhung der Instandhaltungs-

rückstellungen (T€ 511) ab.  

Die Sonderposten betrafen Zuwendungen mit T€ 22.459, Beiträge mit T€ 8.909, den Gebüh-

renausgleich mit T€ 195 sowie sonstige Sonderposten mit T€ 285. 

Die langfristigen Rückstellungen beinhalteten im Wesentlichen Pensions- und Beihilferückstel-

lungen. 

Die Erhöhung der kurzfristigen Rückstellungen betraf vor allem Instandhaltungsrückstellungen 

sowie die Gewerbesteuerumlage. 

Die mit T€ 13.464 die Darlehen betreffenden langfristigen Verbindlichkeiten verminderten sich 

bei Neuaufnahmen von T€ 1.478 aufgrund der planmäßigen Tilgungen. 
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12 DR. RÖHRICHT – DR. SCHILLEN

Die langfristigen Kapitaldeckungsverhältnisse stellen sich wie folgt dar: 

langfristiges Vermögen  66.775  67.933

langfristiges Kapital  62.799  64.679

Unterdeckung - 3.976 - 3.254

31.12.2010

T€

01.01.2010

T€

Zum Bilanzstichtag ergibt sich eine Unterdeckung von rd. 6 % (i.V. rd. 5 %). 

2.2.2. Ertragslage 

Steuern und Abgaben  8.347

Zuwendungen und Umlagen  3.558

Leistungsentgelte  2.754

Kostenerstattungen 128

sonstige Erträge 969

ordentliche Gesamterträge  15.756

Personalaufwendungen  3.292
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen  2.142

Abschreibungen  1.833

Transferaufwendungen  6.903

sonstige Aufwendungen 967

ordentliche Gesamtaufwendungen  15.137

ordentliches Gesamtergebnis + 619

Finanzergebnis - 782
außerordentliches Gesamtergebnis - 2

Gesamtjahresfehlbetrag - 165

2 0 1 0

T€

Die Gemeinde schließt das Haushaltsjahr 2010 mit einem Gesamtjahresfehlbetrag von T€ 165 

ab. Zusammenfassend waren folgende Sachverhalte maßgeblich: 
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Die Steuern und ähnliche Abgaben setzten sich wie folgt zusammen: 

Gewerbesteuer 4.109

Gemeindeanteil Einkommensteuer 2.461

Grundsteuer 1.107

Gemeindeanteil Umsatzsteuer 288

Familienleistungsausgleich 320

übrige 62

8.347

2 0 1 0

T€

Unter den Zuwendungen und Umlagen wurden vornehmlich Schlüsselzuweisungen von 

T€ 2.069, Zuwendungen und Zuschüsse für laufende Zwecke von T€ 967 sowie Auflösungen 

von Sonderposten für Zuweisungen T€ 524 ausgewiesen.  

Die Transferaufwendungen beinhalteten mit T€ 3.671 die Kreisumlage.  

Das Finanzergebnis setzte sich wie folgt zusammen: 

2 0 1 0

Finanzerträge  30

Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 812

- 782

T€
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V. Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes 

An die Gemeinde Schlangen 

Vermerk über die Prüfung des Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberichtes 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Gesamtabschluss der Gemeinde Schlangen – bestehend aus der Gesamtbilanz 
zum 31. Dezember 2010 und der Gesamtergebnisrechnung für das Haushaltsjahr vom 01. Ja-
nuar bis zum 31. Dezember 2010 sowie dem Gesamtanhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Gesamtla-
gebericht der Gemeinde für das Haushaltsjahr vom 01. Januar bis 31. Dezember 2010 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

o entspricht der beigefügte Gesamtabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschrif-
ten der Gemeindeordnung und der Gemeindehaushaltsverordnung des Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Schulden und Finanzlage der Gemeinde zum 31. Dezember 2010 sowie ih-
rer Ertragslage für das Haushaltsjahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2010 und 

o vermittelt der beigefügte Gesamtlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Gemeinde. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Gesamtlagebericht in Einklang 
mit dem Gesamtabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Gesamtabschlusses geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberichtes in Überein-
stimmung mit § 317 HGB und § 102 GO NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Gesamtabschlusses“ unseres Bestäti-
gungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der Gemeinde unabhängig in Überein-
stimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen er-
füllt.  

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und ge-
eignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Gesamtabschluss zu dienen. 
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Verantwortung des Bürgermeisters für den Gesamtabschluss und den Gesamtlagebericht 

Der Bürgermeister ist verantwortlich für die Aufstellung des Gesamtabschlusses, der den Vor-
schriften der Gemeindeordnung und der Gemeindehaushaltsverordnung des Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Gesamtab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gemeinde vermittelt. Ferner ist der Bürgermeister verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
er in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt hat, um die Aufstellung eines Gesamtabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Gesamtabschlusses ist der Bürgermeister dafür verantwortlich, die Fä-
higkeit der Gemeinde zur Fortführung ihrer Tätigkeit, d.h. der stetigen Erfüllung ihrer Aufgaben, 
zu beurteilen. Des Weiteren hat er die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Sicherung der stetigen Erfüllung ihrer Aufgaben, sofern einschlägig, anzugeben. 

Außerdem ist der Bürgermeister verantwortlich für die Aufstellung des Gesamtlageberichtes, 
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gemeinde vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Gesamtabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt. Ferner ist der Bürgermeister verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Gesamtlageberichtes in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen 
und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Gesamtlagebericht erbringen 
zu können. 

Der Rat der Gemeinde Schlangen ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungsle-
gungsprozesses der Gemeinde Schlangen zur Aufstellung des Gesamtabschlusses und des 
Gesamtlageberichtes. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Gesamtabschlusses 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Gesamtabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellun-
gen ist und ob der Gesamtlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ge-
meinde vermittelt sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt und einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prü-
fungsurteile zum Gesamtabschluss und zum Gesamtlagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
nach § 102 Abs. 1 GO NRW und in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 
IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn ver-
nünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Gesamtabschlusses und Gesamtlageberichtes getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen. 
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

o identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter – falscher Darstellungen im Gesamtabschluss und im Gesamtlagebericht, pla-
nen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prü-
fungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufge-
deckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstel-
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können, 

o gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Gesamtabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Gesamtlageberichtes relevanten 
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gemeinde abzugeben, 

o beurteilen wir die Angemessenheit der von dem Bürgermeister angewandten Rechnungs-
legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von dem Bürgermeister dargestellten ge-
schätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben, 

o ziehen wir auf der Grundlage der erlangten Schlussfolgerungen darüber, ob eine wesent-
liche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gemeinde zur Fortführung ihrer Tätigkeit, d.h. 
der stetigen Erfüllung ihrer Aufgaben, aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungs-
vermerk auf die dazugehörigen Angaben im Gesamtabschluss und im Gesamtlagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünf-
tige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gemeinde die 
stetige Aufgabenerfüllung nicht sicherstellen kann, 

o beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Gesamtabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie, ob der Gesamtabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Gesamtabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde ver-
mittelt, 

o beurteilen wir den Einklang des Gesamtlageberichtes mit dem Gesamtabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gemeinde, 

o führen wir Prüfungshandlungen zu den von dem Bürgermeister dargestellten zukunftsori-
entierten Angaben im Gesamtlagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 
von dem Bürgermeister zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen 
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zu-
grunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid-
bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen. 
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-
fang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 
etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

Bielefeld, den 09. August 2021 

DR. RÖHRICHT – DR. SCHILLEN GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

Kampen Heidbrink 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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VI. Unterzeichnung des Prüfungsberichts 

Den vorstehenden Bericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften 

und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen (IDW PS 

450). 

Bielefeld, den 09. August 2021 

DR. RÖHRICHT – DR. SCHILLEN GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

Kampen Heidbrink 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Gesamtergebnis des 

Haushaltsjahres

EUR

1      Steuern und ähnliche Abgaben 8.346.747,52

2 +   Zuwendungen und allgemeine Umlagen 3.557.649,18

3 +   Sonstige Transfererträge 200,00

4 +   Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 2.282.773,62

5 +   Privatrechtliche Leistungsentgelte 470.595,56

6 +   Kostenerstattungen und Kostenumlagen 128.145,67

7 +   Sonstige ordentliche Erträge 914.367,22

8 +   Aktivierte Eigenleistungen 55.286,97

9 +/- Bestandsveränderungen 0,00

10 =  Ordentliche Gesamterträge 15.755.765,74

11 -    Personalaufwendungen 3.097.979,94

12 -    Versorgungsaufwendungen 194.150,80

13 -    Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 2.141.552,54

14 -    Bilanzielle Abschreibungen 1.832.730,82

15 -    Transferaufwendungen 6.903.177,32

16 -    Sonstige ordentliche Aufwendungen 967.178,53

17 = Ordentliche Gesamtaufwendungen 15.136.769,95

18 = Ordentliches Gesamtergebnis 618.995,79

    (= Zeilen 10 und 17)

19 +   Finanzerträge 29.572,05

20 -    Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 811.570,69

21 = Gesamtfinanzergebnis -781.998,64

     (= Zeilen 19 und 20)

22 = Gesamtergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit -163.002,85

      (= Zeilen 18 und 21)

23 +   Außerordentliche Erträge 957,58

24 -    Außerordentliche Aufwendungen 3.399,82

25 =   Außerordentliches Gesamtergebnis -2.442,24

      (= Zeilen 23 und 24)

26 =  Gesamtjahresergebnis -165.445,09

      (= Zeilen 22 und 25)

Gesamtergebnisrechnung 2010

Ertrags- und Aufwandsarten
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Blatt 3 

I. Allgemeine Angaben 

1. Vorbemerkung 

Nach § 116 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) i.V.m § 2 

des Gesetzes zur Einführung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements für Gemein-

den in NRW (NKFEG) haben die Kommunen jährlich - erstmals spätestens zum 

31.12.2010 - einen Gesamtabschluss aufzustellen. Der Gesamtabschluss bezieht sowohl 

den jährlichen Einzelabschluss der Kernverwaltung (Gemeinde), als auch die jeweiligen 

Jahresabschlüsse der verselbstständigten Aufgabenbereiche (Unternehmen, Beteiligun-

gen, Eigengesellschaften usw.) ein. Dabei wird die Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und 

Finanzgesamtlage so dargestellt, als ob die Kernverwaltung mit ihren verselbstständigten 

Aufgabenbereichen eine einzige wirtschaftliche und rechtliche Einheit bildet (sog. Ein-

heitstheorie). Kapital- und Leistungsverflechtungen zwischen Kernverwaltung und ver-

selbstständigten Aufgabenbereichen werden dabei konsolidiert, also “herausgerechnet“. 

Der Gesamtabschluss trägt dazu bei, einen Gesamtüberblick über die Vermögens-, Schul-

den-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde einschließlich der verselbstständigten Auf-

gabenbereiche zu verschaffen. Er dient als Informationsgrundlage um sachgerecht beur-

teilen zu können, ob und inwieweit die Gemeinde einschließlich ihrer Betriebe in der Lage 

ist, zukünftig ihre Aufgaben zu erfüllen und welche erforderlichen Konsequenzen ggf. hie-

raus abzuleiten sind. 

Eine Grundlage für die Besteuerung oder Gläubigeransprüche ist der Gesamtabschluss 

jedoch nicht, er ersetzt auch nicht die jeweiligen Einzelabschlüsse und ist insoweit als 

reines Informations- und Steuerungsinstrument zu klassifizieren 

Grundsätzlich wird der Gesamtabschluss nach den für die Gemeinde als Mutterunterneh-

men anzuwendenden Rechtsvorschriften (Gemeindeordnung [GO], Gemeindehaushalts-

verordnung [GemHVO]) aufgestellt. Dies trifft insbesondere auf die Ausweis-, Ansatz- und 

Bewertungsvor-schriften für die Erstellung von Gesamtbilanz und Gesamtergebnisrech-

nung zu. 

Zusätzlich verweisen die §§ 50 ff. der Gemeindehaushaltsverordnung für die Konsolidie-

rung auf die handelsrechtlichen Regelungen der §§ 300 bis 309 des Handelsgesetzbu-

ches (HGB); nach dem statischen Verweis in § 49 Abs. 4 GemHVO ist dabei auf die Fas-

sung des HGB nach der letzten Änderung vom 24. August 2002 abzustellen. 

Darüber hinaus orientiert sich das NKF bei der Aufstellung des Gesamtabschlusses an 

den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) und Konzernrechnungslegung 

(GoK), soweit kommunalspezifische Belange nicht entgegenstehen. 

Organisatorische und fachliche Fragen zur Aufstellung des Gesamtabschlusses regelt des 

Weiteren die Gesamtabschlussrichtlinie der Gemeinde Schlangen für die Erstellung des 

Gesamtabschlusses. 
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2. Konsolidierungskreis 

2.1. Allgemeines 

Mit der Abgrenzung des Konsolidierungskreises wird festgelegt, ob bzw. in welchem Um-

fang und mit welchen Wertansätzen die verselbstständigten Aufgabenbereiche in den Ge-

samtabschluss eingehen. 

  Um ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes, vollständiges Bild der Vermö-

gens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage der Gemeinde zu erhalten, sind in den 

Gesamtabschluss grundsätzlich alle gemeindlichen Betriebe in öffentlich-rechtlicher und 

privatrechtlicher Form einzubeziehen. 

  Abhängig vom Grad der Einflussnahme der Gemeinde auf die Unternehmen und deren 

Bedeutung für die Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage knüpfen sich 

unterschiedliche Verfahrensweisen für die Einbeziehung in den Gesamtabschluss an: 

Verbundene Unternehmen  

Unternehmen, die unter einheitlicher Leitung oder beherrschendem Einfluss der Kom-

mune stehen, sind in der Regel gem. § 50 Abs. 1 und 2 GemHVO nach §§ 300 – 309 HGB 

voll zu konsolidieren, d.h. die Verrechnung bezieht sich auf das (ggf. neu bewertete) Ka-

pital, die Schulden, ggf. die Zwischenergebnisse sowie die Aufwendungen und Erträge. 

Verbundene Unternehmen von untergeordneter Bedeutung werden mit den fortgeführten 

Anschaffungskosten in den Gesamtabschluss einbezogen. 

Verbindliche Grenzen für die untergeordnete Bedeutung sind nicht festgelegt; in privat-

wirtschaftlichen Unternehmen werden hier teilweise Schwellenwerte von 3 – 5 % ange-

setzt. 

Assoziierte Unternehmen  

Verselbstständigte Aufgabenbereiche unter maßgeblichem Einfluss der Kommune sind 

gem. § 50 Abs. 3 GemHVO nach §§ 311 und 312 im Rahmen der Equity-Methode in den 

Gesamtabschluss einzubeziehen; die Konsolidierung bezieht sich dabei auf das jeweilige 

anteilige und ggf. neu bewertete Eigenkapital. Assoziierte Unternehmen von untergeord-

neter Bedeutung werden wiederum mit den fortgeführten Anschaffungskosten in den Ge-

samtabschluss einbezogen. 

Sonstige Beteiligungen  

Alle übrigen Beteiligungen und die Betriebe von untergeordneter Bedeutung werden in 

den Gesamtabschluss mit den fortgeführten Anschaffungskosten („at cost“) einbezogen. 
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2.2. Abgrenzung des Konsolidierungskreises für den Gesamtabschluss der Gemeinde Schlan-

gen 

Zum Stichtag 31.12.2010 bezieht der Gesamtabschluss folgende voll zu konsolidierenden 

Unternehmen ein: 

Anteil

Abwasserbeseitigung der Gemeinde Schlangen 

(eigenbetriebsähnliche Einrichtung) 100,00%

Freibad der Gemeinde Schlangen (Eigenbetrieb) 100,00%

Gemeindewerke Schlangen GmbH 87,50%

Diese bilden mit der Gemeinde (Kernverwaltung / Kernhaushalt) den sog. Vollkonsolidie-

rungskreis. 

Auf die Einbeziehung folgender verselbstständigter Aufgabenbereiche wurde verzichtet, 

da die Einflussnahme der Gemeinde („einheitliche Leistung“) nicht gegeben ist und sie für 

die Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermö-

gens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage von untergeordneter Bedeutung sind. 

Sie werden entsprechend der Stufenkonzeption des Handelsgesetzbuches (HGB) mit ih-

ren Anschaffungskosten bilanziert (at cost): 

Abfallbeseitigungs GmbH Lippe

Gesellschaft für Abfallentsorgung Lippe mbH

Kommunale Verkehrsgesellschaft Lippe GmbH

Lippe Tourismus und Marketing AG

Kommunales Rechenzentrum Minden-Ravensberg
Abfallwirtschaftsverband Lippe

2.3. Angaben zu den Konsolidierungsgrundsätzen und -methoden 

Im Verfahren zur Erstellung des Gesamtabschlusses werden zunächst alle Einzelab-

schlüsse der einbezogenen Unternehmen zu einem Summenabschluss im „Konzern Ge-

meinde“ zusammengeführt. Diese „einfache Aufrechnung“ enthält auch die zwischen den 

Unternehmen vorhandenen Vermögensgegenstände und Schulden. Da der Gesamtab-

schluss jedoch nach dem Einheitsgrundsatz so aufzustellen ist, als bilde er eine wirtschaft-

liche Einheit, sind im Rahmen der Konsolidierung die gegenseitigen, konzerninternen 

Leistungsverflechtungen herauszubuchen (vgl. § 116 Abs. 2 GO i.V.m. § 50 GemHVO 

und §§ 300 bis 309 HGB). 
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Folgende Konsolidierungsmaßnahmen wurden hierzu durchgeführt: 

a) Kapitalkonsolidierung 

Da nach der Einheitstheorie keine Anteile an voll zu konsolidierenden Unternehmen 

im Gesamtabschluss ausgewiesen werden dürfen, sind diese im Rahmen der Kapi-

talkonsolidierung zu eliminieren. Dabei werden die in den Einzelabschlüssen aus-

gewiesenen Beteiligungsbuchwerte (Unternehmensanteile) mit dem korrespondie-

renden, auf die jeweilige Beteiligung entfallenden anteiligen Eigenkapital verrech-

net. Sich hieraus ergebende Unterschiedsbeträge können aktivisch (= Geschäfts- 

oder Firmenwert) sein oder zu einem verbleibenden passiven Unterschiedsbetrag 

führen.  

Die Kapitalkonsolidierung im Gesamtabschluss der Gemeinde Schlangen berück-

sichtigt hier die gesellschaftsrechtlichen Verflechtungen.  

Vollkonsolidierung 

Der Ansatz der Vermögensgegenstände und Schulden erfolgt anhand der Erwerbs-

methode. Dabei wird fiktiv unterstellt, dass das Mutterunternehmen (hier die Ge-

meinde Schlangen) die Vermögensgegenstände und Schulden einzeln erworben 

hat (Einzelerwerbsfiktion). 

Für die Bewertung wird die Neubewertungsmethode (§ 50 Abs. 1 GemHVO NRW 

i.V.m. § 301 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 HGB) angewendet. Dabei erfolgt die Bewertung 

anhand von Marktpreisen unter Aufdeckung von stillen Reserven und Lasten zum 

Zeitpunkt der Erstkonsolidierung. Anlehnend an die Empfehlung des Modellprojek-

tes NKF-Gesamtabschluss wurde bei der Kapitalkonsolidierung auf den Zeitpunkt 

des (fiktiven) Erwerbs abgestellt.  

Bei der Neubewertung kann eine Differenz aus Beteiligungsbuchwert und dem neu-

bewerteten (anteiligem) Eigenkapital des verselbstständigten Aufgabenbereiches 

entstehen. Der aktivische Unterschiedsbetrag ist mit der allgemeinen Rücklage ver-

rechnet worden. Ein passivischer Unterschiedsbetrag ist als "Unterschiedsbetrag 

aus der Kapitalkonsolidierung" zu passivieren. 

Die Erstkonsolidierung erfolgte auf den 01.01.2010 mit den Wertansätzen vom 

01.01.2010. Die Unterschiedsbeträge setzten sich wie folgt zusammen: 

(anteiliges) 

Eigenkapital

Betetiligungs- 

buchwert

Differenz-

betrag

€ € €

Abwasserbeseitigung der Gemeinde 

Schlangen 5.306.280,80 5.265.793,88 40.486,92

Freibad der Gemeinde Schlangen 405.343,11 406.564,48 -1.221,37

Gemeindewerke Schlangen GmbH 914.278,68 848.274,00 66.004,68

6.625.902,59 6.520.632,36 105.270,23
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Der Bilanzstichtag aller in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen ist 

der 31. Dezember 2010. 

Anschaffungskostenmethode (at cost) 

Verselbstständigte Aufgabenbereiche, die als Beteiligungsunternehmen nicht der 

Vollkonsolidierung unterliegen, nicht als assoziierte Unternehmen fortzuschreiben 

sind oder die auf Grund ihrer geringen Bedeutung für den Gesamtabschluss nicht 

einbezogen werden, sind anhand ihrer Anschaffungskosten fortzuschreiben. Der 

Höchstbetrag der Bewertung ist dabei die Summe der Anschaffungskosten. Bei vor-

liegender dauernder Wertminderung sind außerplanmäßige Abschreibungen vorzu-

nehmen. Die Bewertungsgrundlagen entsprechen in der Regel denen im Einzelab-

schluss. 

b) Schuldenkonsolidierung 

Nach § 303 Abs. 1 HGB sind Ausleihungen und andere Forderungen, Rückstellun-

gen und Verbindlichkeiten zwischen den einbezogenen vollkonsolidierten verselbst-

ständigten Aufgabenbereichen untereinander und zur Gemeinde Schlangen zu eli-

minieren. Aufrechnungsdifferenzen, die sich beispielsweise aus der Anwendung des 

Imparitätsprinzips im Einzelabschluss ergeben, sind ergebniswirksam zu korrigie-

ren. 

c) Aufwands- und Ertragskonsolidierung 

Liefer- und Leistungsbeziehungen zwischen verselbstständigten Aufgabenberei-

chen, die in den Gesamtabschluss einbezogen werden, stellen aus Gesamtsicht in-

nerbetriebliche Vorgänge dar. Die entsprechenden Aufwendungen und Erträge sind 

in der Gesamtergebnisrechnung entsprechend § 305 Abs. 1 HGB wieder zu korri-

gieren. Zwischengewinne aus dem konzerninternen Lieferungs- und Leistungsver-

kehr werden sowohl für das Anlagevermögen als auch für das Umlaufvermögen un-

ter Berücksichtigung von Steuerabgrenzungen eliminiert, soweit sie nicht von unter-

geordneter Bedeutung sind. 

Die Umsatzsteuer wurde unter Berücksichtigung von Wesentlichkeitsgrundsätzen 

nicht eliminiert. 

d) Zwischenergebniseliminierung 

Zwischengewinne aus dem konzerninternen Lieferungs- und Leistungsverkehr wer-

den sowohl für das Anlagevermögen als auch für das Umlaufvermögen unter Be-

rücksichtigung von Steuerabgrenzungen eliminiert, soweit sie nicht von untergeord-

neter Bedeutung sind. 

Wesentliche Sachverhalte, die die Notwendigkeit einer Zwischenergebniseliminie-

rung nach § 50 Abs. 1 GemHVO NRW i.V.m. § 304 HGB begründet hätten, haben 

sich nicht ergeben. Auf eine Zwischenergebniseliminierung wurde daher verzichtet. 
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3. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Die Gesamtbilanz enthält sämtliche Vermögensgegenstände, Sonderposten, Schulden 

und Rechnungsabgrenzungsposten. 

Die Bewertung der in der Gesamtbilanz ausgewiesenen Vermögensgegenstände, Son-

derposten, Schulden und Rechnungsabgrenzungsposten erfolgte zum Gesamtbilanz-

stichtag vorsichtig und grundsätzlich einzeln. Erworbene immaterielle Anlagewerte wur-

den zu Anschaffungskosten angesetzt und, sofern sie der Abnutzung unterlagen, um plan-

mäßige Abschreibungen vermindert. 

Das Sachanlagevermögen wurde zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten angesetzt 

und, soweit abnutzbar, um planmäßige Abschreibungen vermindert. 

Die planmäßigen Abschreibungen wurden nach der voraussichtlichen Nutzungsdauer der 

Vermögensgegenstände linear vorgenommen.  

Die Finanzanlagen wurden wie folgt angesetzt und bewertet: 

o Beteiligungen zu Anschaffungskosten 

o Wertpapiere des Anlagevermögens zu Anschaffungskosten 

o Ausleihungen zum Nennwert 

Soweit erforderlich, wurde der am Bilanzstichtag vorliegende niedrigere Wert angesetzt. 

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe werden zu Anschaffungskosten bewertet, soweit am Bi-

lanzstichtag keine niedrigeren Wiederbeschaffungspreise vorliegen. 

Die Waren (auch Grundstücke des Umlaufvermögens) wurden zu Anschaffungs- bzw. 

Herstellungskosten angesetzt. Sofern die Tageswerte am Bilanzstichtag niedriger waren, 

wurden diese angesetzt. 

Für ungewisse Verbindlichkeiten aus Pensionsverpflichtungen wurden Rückstellungen 

gebildet. Die Rückstellungsbildung wurde auf der Basis versicherungsmathematischer Be-

rechnungen entsprechend den steuerlichen Regelungen nach dem Teilwertverfahren 

durchgeführt. 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände wurden grundsätzlich mit dem 

Nennwert bilanziert, unter Beachtung des strengen Niederstwertprinzips. Für voraussicht-

lich uneinbringliche Forderungen wurden angemessene Einzelwertberichtigungen gebil-

det.  

Fremdwährungsforderungen bestanden zum Bilanzstichtag nicht. 

Der Ansatz der liquiden Mittel erfolgt zum Nennwert. 
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Als aktive Rechnungsabgrenzungsposten werden vor dem Bilanzstichtag geleistete Aus-

gaben ausgewiesen, soweit sie den Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag 

darstellen. 

Die Sonderposten zur Finanzierung des Anlagevermögens werden über die Nutzungs-

dauer der durch sie mitfinanzierten Vermögensgegenstände erfolgswirksam aufgelöst. 

Die sonstigen Rückstellungen wurden für alle weiteren ungewissen Verbindlichkeiten ge-

bildet. Dabei wurden alle erkennbaren Risiken berücksichtigt. 

Verbindlichkeiten wurden zum Rückzahlungsbetrag angesetzt. Sofern die Tageswerte 

über den Rückzahlungsbeträgen lagen, wurden die Verbindlichkeiten zum höheren Ta-

geswert angesetzt. 

II. Erläuterungen zur Gesamtbilanz 

1. Aktivseite 

Sachanlagevermögen 

Das Sachanlagevermögen ist zu Anschaffungs- und Herstellungskosten, vermindert um 

planmäßige Abschreibungen, angesetzt worden. Die Festlegung der Nutzungsdauern ori-

entiert sich an der vom Innenministerium Nordrhein-Westfalen bekannt gegebenen Ab-

schreibungstabelle für Kommunen unter Berücksichtigung der tatsächlichen örtlichen Ver-

hältnisse. Es wird die lineare Abschreibungsmethode angewendet. Die geringwertigen 

Wirtschaftsgüter werden im Zugangsjahr in voller Höhe abgeschrieben. 

Finanzanlagen 

Beteiligungen

Unter dieser Bilanzposition sind nachfolgende Anteile dargestellt: 

o Abfallbeseitigungs GmbH Lippe 

o Gesellschaft für Abfallentsorgung Lippe mbH 

o Kommunale Verkehrsgesellschaft Lippe GmbH 

o Lippe Tourismus und Marketing AG 

o Kommunales Rechenzentrum Minden-Ravensberg 

o Abfallwirtschaftsverband Lippe 
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Wertpapiere des Anlagevermögens 

Ausgewiesen werden Anteile am Energieversorger E.ON Westfalen Weser AG und am 

Versorgungsfonds der Kommunalen Versorgungskasse Westfalen-Lippe (kvw) mit Stand 

31. Dezember 2010. Sie werden ausschließlich von der Gemeinde gehalten. 

Ausleihungen 

Hier handelt es sich um langfristige Forderungen ausschließlich der Gemeinde, die durch 

Hingabe von Kapital erworben wurden: 

o Anteil Volksbank Schlangen eG 

o Anteile Wohnbau Detmold eG 

o Darlehen an Wohnbau Detmold eG. 

Umlaufvermögen

Vorräte, Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 

Dieser Bilanzposten umfasst alle Vermögensgegenstände, die dem Geschäftsbetrieb 

nicht dauerhaft dienen sollen, z. B. Lagerbestände. Im Kernhaushalt wird grundsätzlich 

keine Lagerhaltung, mit Ausnahme der Lagerung von Streusalz für den Winterdienst, be-

trieben. Somit werden im Wesentlichen die Lagerbestände der konsolidierten verselbst-

ständigten Aufgabenbereiche ausgewiesen. 

Waren 

Diese Bilanzposition beinhaltet „zum Verkauf bestimmte“ Grundstücke wie Bau- oder Ge-

werbegrundstücke. 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Die ausgewiesenen Forderungen wurden mit ihrem Nominalwert angesetzt. Auf eine 

Wertberichtigung hinsichtlich zweifelhafter Forderungen wurde verzichtet, da die Summe 

im Vergleich zur Gesamtsumme der Forderungen und der Bilanzsumme sehr gering ist.  

Liquide Mittel 

Die Position liquide Mittel umfasst die Kontostände bei den verschiedenen Kreditinstitu-

ten sowie die Barkassen.  

Aktive Rechnungsabgrenzung 

Rechnungsabgrenzungsposten auf der Aktivseite sind Auszahlungen vor dem Abschluss-

stichtag, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Stichtag darstellen.  

Unter dieser Position werden im Wesentlichen die bereits im Dezember 2010 für Januar 

2011 überwiesenen Gehälter der Beamten bilanziert.  
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2. Passivseite 

Eigenkapital

Allgemeine Rücklage

Entwicklung: 

Stand 01. Januar 2010 11.042.711,55

Korrekturen Eröffnungsbilanz Kernhaushalt - 511.617,01

Korrekturen Anlagevermögen Abwasser - 20.890,10

sonstige Korrekturen - 9.143,38

Stand 31. Dezember 2010 10.501.061,06

€

Der aktive Unterschiedsbetrag aus dem Geschäfts- und Firmenwert des Freibades der 

Gemeinde Schlangen ist im Rahmen der Erstkonsolidierung mit € 1.221,37 zum 01. Ja-

nuar 2010 abgesetzt worden. 

Korrekturen Eröffnungsbilanz 

Ergibt sich bei der Aufstellung des Jahresabschlusses, dass in der Eröffnungsbilanz Ver-

mögensgegenstände oder Sonderposten oder Schulden fehlerhaft angesetzt worden 

sind, so ist der Wertansatz zu berichtigen oder nachzuholen (§ 92 Abs. 7 GO NRW). Die 

Eröffnungsbilanz gilt dann als geändert. Eine Berichtigung kann letztmals im vierten der 

Eröffnungsbilanz folgenden Jahresabschluss vorgenommen werden. 

Korrekturen Anlagevermögen Abwasser 

Durch Neubewertung des Kanalnetzvermögens entstand eine Bewertungsdifferenz, wel-

che gemäß Ratsbeschluss mit der Rücklage verrechnet wurde. 

Ausgleichsrücklage

Der Ansatz der Ausgleichsrücklage beträgt zum Stichtag 31. Dezember 2010 

€ 3.041.220,28.  

Unterschiedsbetrag aus Kapitalkonsolidierung 

Der passivische Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung in Höhe von 

€ 106.491,60 ist im Rahmen der Erstkonsolidierung gebildet worden. Er begründet sich 

aus der Abweichung der Beteiligungsbuchwerte der vollkonsolidierten verselbstständigten 

Aufgabenbereiche zu ihren jeweiligen Eigenkapitalwerten.  
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Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter 

Im Rahmen der Erstkonsolidierung wurde für die Abwasser Paderborner Land GmbH 

(AWP) als Anteilseigner mit 12,5 % an der Gemeindewerke Schlangen GmbH ein Aus-

gleichsposten in Höhe von € 130.050,08 gebildet. 

Gesamtjahresergebnis 

Im Haushaltsjahr 2010 erwirtschaftete die Gemeinde Schlangen unter Einbeziehung ihrer 

verselbstständigten Aufgabenbereiche einen Gesamtjahresfehlbetrag von € 165.445,09. 

Sonderposten 

31.12.2010 01.01.2010

T€ T€

Sonderposten für Zuwendungen 22.459 22.525

Sonderposten für Beiträge 8.909 9.358

Sonderposten für den Gebührenausgleich 195 184

sonstige Sonderposten 285 333

31.848 32.400

Zuwendungen und Beiträge für zweckgebundene Investitionen wurden als Sonderposten 

nach § 43 GemHVO passiviert und NKF konform nicht von den Anschaffungs- und Her-

stellungskosten der jeweiligen Anlagegüter abgesetzt. Sie werden in der Regel entspre-

chend der Nutzungsdauer der dazugehörigen Anlagegüter erfolgswirksam aufgelöst. 

Von den ausgewiesenen Sonderposten für Zuwendungen entfallen rd. T€ 21.294 auf den 

Kernhaushalt, weitere T€ 965 betreffen Investitionszuschüsse der Abwasserbeseitigung. 

Sonderposten für Beiträge beziehen sich im Wesentlichen (T€ 7.111) auf erhobene Bei-

träge für Straßenbaumaßnahmen sowie Beiträge für Kanalbaumaßnahmen nach dem 

Baugesetzbuch bzw. dem Kommunalabgabengesetz aus dem Kernhaushalt. Empfan-

gene Ertragszuschüsse aus der Bilanz der Abwasserbeseitigung sind mit T€ 1.553, aus 

der Bilanz der Gemeindewerke mit T€ 245 berücksichtigt. 

Der Sonderposten für den Gebührenausgleich nach § 6 KAG entspricht den bisherigen 

Rücklagen aus Gebührenrechnungen, die zum 31.12.2010 noch im Bestand sind und für 

den Ausgleich der jeweiligen Gebührenrechnungen herangezogen werden. Diese werden 

zur Kompensation von Überschüssen bzw. Fehlbeträgen buchungstechnisch verrechnet. 

Ausgewiesen wird der Gebührenüberschuss für den Gebührenhaushalt Abfallbeseitigung.  
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Rückstellungen

Pensionsrückstellungen 

Nach § 36 GemHVO sind Pensionsverpflichtungen nach den beamtenrechtlichen Vor-

schriften als Rückstellung anzusetzen. Zu diesen Rückstellungen gehören bestehende Ver-

sorgungsansprüche sowie sämtliche Anwartschaften und andere fortgeltende Ansprüche 

nach dem Ausscheiden aus dem Dienst. 

Der hier bilanzierte Betrag ist durch ein versicherungsmathematisches Gutachten der Kom-

munalen Versorgungskasse Westfalen-Lippe (kvw) ermittelt worden. Die Pensionsrückstel-

lungen werden nach versicherungsmathematischen Grundsätzen gebildet. Die Bewertung 

erfolgte anhand eines geschätzten Versorgungsbedarfes und auf Basis der Richttafeln 

2005 G von Prof. Dr. Klaus Heubeck unter Zugrundelegung des im NKF-Gesetz des Lan-

des NRW vorgesehenen Rechnungszinsfußes von 5 %. 

Mittelbare Versorgungszusagen gegenüber der Arbeitnehmerschaft bestehen bei der 

Kommunalen Versorgungskasse Westfalen-Lippe (kvw) mit Sitz in Münster. Im Übrigen 

wird auf die Ausführungen unter dem Gliederungspunkt IV, Sonstige Angaben hingewie-

sen. 

Instandhaltungsrückstellungen

Für unterlassene Instandhaltung von Sachanlagen sind Rückstellungen anzusetzen, 

wenn die Nachholung der Instandhaltung hinreichend konkret beabsichtigt ist und als bis-

her unterlassen bewertet werden muss. Die Maßnahmen, aus denen sich der Gesamtbe-

trag ergibt, sind in der konkreten Umsetzungsplanung der Verwaltung enthalten und in der 

Anlage einzeln bestimmt und wertmäßig beziffert.  

Sonstige Rückstellungen

Für Verpflichtungen, die dem Grunde oder der Höhe nach zum Abschlussstichtag noch 

nicht genau bekannt sind, sollen Rückstellungen angesetzt werden, sofern der zu leis-

tende Betrag nicht geringfügig ist. Gebildet wurden Rückstellungen für Verpflichtungen 

aus der Altersteilzeit (derzeitige und potentielle Fälle), bis zum Abschlussstichtag nicht 

genommenen Urlaub, Überstunden, Jubiläumszuwendungen für tariflich Beschäftigte, An-

sprüche Dritter nach dem Versorgungslastenausgleichsgesetz, Kürzung Urlaubs- und 

Weihnachtsgeld Beamte, Archivierung, Gewerbesteuerumlagen, Liquidation der 

VVGmbH, für Prüfungskosten der Jahresabschlüsse und der überörtlichen Prüfung und 

Erstellung des Jahresabschlusses, für Prozess- und Anwaltskosten sowie für ein Ablöse-

verfahren. 
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Die Rückstellungen betreffen im Einzelnen: 

31.12.2010 01.01.2010

T€ T€

Pensions-/Beihilfeverpflichtung 3.323 3.458

Instandhaltung 746 225

Altersteilzeit 339 451

Gewerbesteuerumlagen 249 -

Urlaubs- / Überstunden 237 237
Ablöseverfahren KRZ 200 186

Prozess- und Anwaltskosten 192 50

Prüfungskosten Jahresabschlüsse u. überörtliche Prüfung 113 136

übrige 347 324

5.746 5.067

Verbindlichkeiten

Der Bilanzausweis der Verbindlichkeiten orientiert sich im Wesentlichen an den Arten der Ver-

bindlichkeiten, z. B. aus Krediten für Investitionen und zur Liquiditätssicherung, aus Lieferungen 

und Leistungen und sonstige Verbindlichkeiten. Die Verbindlichkeiten sind mit dem Rückzah-

lungsbetrag angesetzt. Die Darstellung erfolgt in dem als Anlage beigefügten Verbindlichkeiten-

spiegel. 

Passive Rechnungsabgrenzung 

Passive Rechnungsabgrenzungsposten sind Einzahlungen vor dem Abschlussstichtag, die ei-

nen Ertrag nach dem Abschlussstichtag darstellen. Bei dem ausgewiesenen Betrag handelt es 

sich im Wesentlichen um die laut Friedhofsgebührensatzung im Voraus für im Regelfall jeweils 

30 Jahre zu leistenden Grabnutzungsrechte und Friedhofsunterhaltungskosten und die Finan-

zierung eines investiven Zuschusses für die Errichtung des Kleinspielfeldes in Oesterholz. 
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III. Erläuterungen zur Gesamtergebnisrechnung 

Steuern und ähnliche Abgaben  

Hier werden sämtliche Steuererträge der Kommune ausgewiesen. Sie betreffen aus-

schließlich gemeindliche Positionen. 

Zuwendungen und allgemeine Umlagen  

Erträge aus Zuwendungen und allgemeinen Umlagen sind Finanzmittel, die den Charakter 

einer Finanzhilfe haben. Sie dienen der Erfüllung von kommunalen Aufgaben, bei denen 

die Kostendeckung oder eine Pauschalierung unerheblich sind.  

Sonstige Transfererträge  

Sonstige Transfererträge sind Erträge im öffentlichen Bereich, denen keine konkreten Ge-

genleistungen gegenüberstehen. Sie beruhen auf einseitigen Geschäftsvorfällen und 

nicht auf einem Leistungsaustausch.  

Transfererträge sind insbesondere Ersatzzahlungen von sozialen Leistungen innerhalb 

und außerhalb von Einrichtungen.  

Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte  

Unter öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelten werden die Verwaltungsgebühren, die Be-

nutzungsgebühren und ähnliche Entgelte sowie die zweckgebundenen Abgaben ver-

bucht. 

Privatrechtliche Leistungsentgelte  

Privatrechtliche Leistungsentgelte sind Erträge aus Verkäufen, Erträge aus Mieten und 

Pachten sowie Eintrittsgelder. 

Kostenerstattungen und Kostenumlagen  

Erträge aus Kostenerstattungen und Kostenumlagen beziehen sich auf die Erstattung 

bzw. Umlage für den betriebsbedingten Verbrauch von Gütern und Dienstleistungen zur 

Erbringung eines öffentlichen Güterangebotes. Sie werden in der Regel von den öffent-

lich-rechtlichen Körperschaften sowie verbundenen und privaten Unternehmen geleistet.  

Sonstige ordentliche Erträge 

Sonstige ordentliche Erträge sind alle anderen Erträge, die nicht speziell unter den ande-

ren Ertragspositionen erfasst werden. 

Dabei handelt es sich in der Regel um ordnungsrechtliche Erträge wie Bußgelder, Säum-

niszuschläge und Ausgleichszahlungen.  
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Personalaufwendungen 

Hierzu gehören alle auf der Arbeitgeberseite anfallenden Aufwendungen für das aktive 

Personal und Aufwendungen, die aufgrund von sonstigen arbeitnehmerähnlichen Ver-

tragsformen geleistet werden. Hierzu zählen insbesondere die Dienstaufwendungen, Bei-

träge zu Versorgungskassen und gesetzlichen Sozialversicherungen, Beihilfen, Unterstüt-

zungsleistungen, Zuführung zu den Pensionsrückstellungen und pauschalierte Lohn-

steuer.  

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen umfassen alle Aufwendungen, die mit dem 

Verwaltungshandeln („Betriebszweck“) bzw. Umsatz- oder Verwaltungserlösen wirtschaft-

lich zusammenhängen. Dabei handelt es sich im Wesentlichen um die Aufwendungen für 

die Fertigung, den Vertrieb, Aufwendungen für Energie, Wasser und Abwasser sowie Auf-

wendungen für die Unterhaltung und die Bewirtschaftung des Anlagevermögens.  

Bilanzielle Abschreibungen 

Die Abschreibungen stellen den Werteverzehr bzw. Ressourcenverbrauch des Anlage-

vermögens dar. Durch die ertragswirksame Auflösung von Sonderposten bei zuschussfi-

nanzierten Investitionsgütern (s. o. Zuwendungen und allgemeine Umlagen) wird dieser 

Aufwand relativiert. 

Transferaufwendungen 

Transferaufwendungen sind in der Regel alle Leistungen der Kommune an private Haus-

halte (Sozialtransfers) oder an Unternehmen (Subventionen). Bei typischen Transfers an 

natürliche Personen (Sozialhilfe) erfolgen diese ohne den Anspruch auf eine Gegenleis-

tung.  

Transferaufwendungen beruhen auf einseitigen Geschäftsvorfällen und nicht auf einem 

direkten Leistungsaustausch. Dazu gehören insbesondere Zuweisungen und Zuschüsse 

für laufende Zwecke, Schuldendiensthilfen, Sozialtransferaufwendungen und allgemeine 

Umlagen. 

Sonstige ordentliche Aufwendungen 

Sonstige ordentliche Aufwendungen umfassen alle Aufwendungen, die nicht den vorher 

genannten Aufwandspositionen, den Zinsen und ähnlichen Aufwendungen oder den au-

ßerordentlichen Aufwendungen zuzuordnen sind. Darunter fallen sonstige Personal- und 

Versorgungsaufwendungen, Aufwendungen für die Inanspruchnahme von Rechten und 

Diensten, Geschäftsaufwendungen sowie Aufwendungen für Beiträge und Sonstiges. 

Finanzergebnis 

Das negative Finanzergebnis in Höhe von - € 781.998,64 setzt sich zusammen aus Fi-

nanzerträgen von € 29.572,05 und Zinsen und ähnlichen Aufwendungen von 

€ 811.570,69. Zu den Finanzerträgen zählen Erträge aus Beteiligungen und Zinsen sowie 

ähnliche Erträge.  
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Außerordentliches Gesamtergebnis 

Im außerordentlichen Gesamtergebnis werden alle Erträge und Aufwendungen erfasst, 

die zwar im Zusammenhang mit der Aufgabenerledigung der Gemeinde und ihrer Betriebe 

stehen, jedoch außerhalb der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit liegen. Hier sind z.B. Vor-

gänge einzuordnen, die in hohem Maß ungewöhnlich sind, nicht regelmäßig auftreten 

oder nicht planbar sind. Für das Haushaltsjahr 2010 beläuft sich das außerordentliche 

Gesamtergebnis auf - € 3.636,02. 

Gesamtergebnis 

Die Gesamtergebnisrechnung der Gemeinde Schlangen für das Haushaltsjahr 2010 

schließt mit einem Jahresfehlbetrag i. H. v. € 165.445,09 ab.  

IV. Sonstige Angaben 

Gesamtkapitalflussrechnung 

Dem Gesamtanhang ist gemäß § 51 Abs. 3 GemHVO NRW in der Anlage zum Gesamt-

anhang die Gesamtkapitalflussrechnung beigefügt worden. Die Aufstellung der Gesamt-

kapitalflussrechnung orientiert sich an den Vorgaben des Deutschen Rechnungslegungs-

standards Nr. 2 (DRS 2). 

Der Finanzmittelfonds umfasst die in der Bilanz als „Liquide Mittel“ ausgewiesenen Ver-

mögensgegenstände. 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen aus Verträgen oder Vereinbarungen für das Jahr 

2011 bestehen auf Grund geschlossener Leasingverträge für Dienstkraftfahrzeuge in 

Höhe von € 50.202,09. 

Weiterhin ist die Gemeinde Schlangen Mitglied der Kommunalen Versorgungskasse 

Westfalen-Lippe (kvw) mit Sitz in Münster. Die kvw hat die Aufgaben, den Beschäftigten 

ihrer Mitglieder eine zusätzliche Alters-, Erwerbminderungs- und Hinterbliebenenversor-

gung in Form einer beitragsorientierten Leistungszusage zu gewähren. 

Die Leistungen der betrieblichen Altersversorgung richten sich nach dem Tarifvertrag über 

die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (ATV-K). Seit 

dem 01. Januar 2002 ist die Höhe der Betriebsrente insbesondere abhängig von dem je-

weiligen Jahresentgelt und dem Alter des Beschäftigten (sog. Punktemodell). Anwart-

schaften aus dem bis zum 31. Dezember 2001 durchgeführten Gesamtversorgungssys-

tem werden zusätzlich in Form einer Startgutschrift berücksichtigt. 
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Die Versorgungsverpflichtungen werden im Umlageverfahren in Form eines Abschnitts-

deckungsverfahrens finanziert. Der Deckungsabschnitt beträgt 10 Jahre. Infolge der 

Schließung des Gesamtversorgungssystems und des Wechsels zum Punktemodell er-

hebt die Kasse zur Finanzierung der Ansprüche und Anwartschaften, die vor dem 01. Ja-

nuar 2002 begründet worden sind, neben den Umlagen ein pauschales Sanierungsgeld 

zur Deckung eines zusätzlichen Finanzbedarfs. 

Im Jahr 2010 betrug der Umlagesatz 4,5 % des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts. 

Der Prozentsatz für das Sanierungsgeld betrug 3 %. Unter Berücksichtigung der derzeit 

bekannten Annahmen geht die kvw davon aus, dass die Aufwendungen für die Pflichtver-

sicherung nicht über die gegenwärtigen Prozentsätze steigen werden. 

Die Summe der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte für die Beschäftigten der Ge-

meinde Schlangen betrug im Geschäftsjahr 2010 € 2.010.807,45. 

Derivate 

Zinsderivate der Gemeinde Schlangen 

Den Einsatz von Zinsderivaten nutzt die Gemeinde Schlangen, um Zinskosten und Zins-

änderungsrisiken zu senken. Dabei wird die Zinsstruktur den sich schnell ändernden 

Marktgegebenheiten und -erwartungen angepasst. Die Kredite selbst wie auch die Kredit-

aufnahme bleiben davon unabhängig. Aus Sicht der Haushalts-, Finanz- und Kreditwirt-

schaft dürfen diese Geschäfte zur Absicherung gegen Zinsänderungsrisiken und zur Sen-

kung bestehenden Zinsaufwandes getätigt werden bzw. können unter Beachtung des 

Wirtschaftlichkeits-Gebotes von § 75 GO NRW sogar erforderlich sein. 

Zum Jahresabschlussstichtag 31.12.2010 bestehen folgende Zinsderivat-Kontrakte: 

Referenz-

nummer: 

Grundgeschäft: Geschäftsart: Ursprungs

betrag:

188737UK Nr. 10420505 WL Bank Festsatzswap 1.809.391,75 €

188738UK Nr. 10420505 WL Bank Verlängerungsoption 1.809.391,75 €

188739UK Nr. 780153341 Hypo Ver-

einsbank 

Festsatzswap 1.402.230,50 €

188736UK Nr. 780153341 Hypo Ver-

einsbank 

Verlängerungsoption 1.402.230,50 €

161414UK Nr. 780153194 Hypo Ver-

einsbank 

Festsatzswap 1.106.758,95 €

255734F Nr. SK560136 SPK Det-

mold 

Festsatzswap 884.847,76 €

1468173D Nr. 780152945 Hypo Ver-

einsbank 

Festsatzswap mit va-

riablem Anteil 

1.533.875,64 €

pdf-Kopie



Anlage I/3 
Blatt 19 

Zins- und Schuldenmanagement 

Die Gemeinde verfolgte im Schuldenmanagement für das Jahr 2010 neben den Haupt-

zielen der langfristigen Zinssicherheit mittels fester Kalkulationsbasis und Kontinuität in 

den Zins- und Tilgungszahlungen die Nebenziele einer Zinskostenreduktion und einer er-

höhten Flexibilität bei ständiger Marktwertüberwachung. 

Im Haushaltsjahr 2010 wurden keine neuen Derivatgeschäfte abgeschlossen. 

Die aus dem Swap empfangenen Zahlungen können die zu erbringenden Zahlungen 

übersteigen. Das ist der Fall, wenn der jeweils zu zahlende angepasste variable Zinssatz 

unter dem empfangenen Festsatz liegt. Bei vorzeitiger Auflösung des Swaps durch den 

Kunden kann aufgrund von Marktbewegungen ein Auflösungsgewinn entstehen. 

Die unter dem Swap zu erbringenden Zahlungen können die empfangenen Zahlungen 

übersteigen. Das ist der Fall, wenn der jeweils zu zahlende angepasste variable Zinssatz 

über dem empfangenen Festsatz liegt. Übt die Bank das ihr zustehende Kündigungsrecht 

(im Berichtsjahr kein Swap mit Kündigungsrecht vorhanden) an einem Zinszahlungstermin 

aus, wird der Swap beendet, d. h. weitere Zinsreduzierungen sind dann nicht mehr mög-

lich. Bei vorzeitiger Auflösung des Swaps durch den Kunden kann aufgrund der zwischen-

zeitlichen Bewegungen der Marktzinsen ein Auflösungsverlust entstehen. 

Schlangen, den 31. März 2021 

Aufgestellt: Bestätigt: 

Marcus Püster Stefanie Lübbers 

Bürgermeister Kämmerin
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Anlage 1 zum Gesamtanhang 

Gesamtverbindlichkeitenspiegel zum 31. Dezember 2010 

Gesamtbetrag Gesamtbetrag 

Haushaltsjahr 2011 2012 bis 2015 ab 2016

zum zum

31.12.2010 < 1 Jahr 1 - 5 Jahre > 5 Jahre 01.01.2010

€ €

1. Anleihen

Gesamtsumme 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

2. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen

Gesamtsumme 14.105.906,88 641.844,81 2.255.764,27 11.208.297,80 14.607.615,44

3. Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung

Gesamtsumme 3.703.453,33 3.703.453,33 0,00 0,00 2.700.465,00

4. Verbindlichkeiten aus Krediten, die Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommen

Gesamtsumme 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

5. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

Gesamtsumme 472.815,22 466.520,84 6.294,38 0,00 281.240,16

6. Sonstige Verbindlichkeiten

Gesamtsumme 239.851,75 224.933,94 14.917,81 0,00 286.484,87

7. Erhaltene Anzahlungen

Gesamtsumme 1.876.963,23 1.876.963,23 0,00 0,00 178.563,62

Summe 20.398.990,41 6.913.716,15 2.276.976,46 11.208.297,80 18.054.369,09

mit einer Restlaufzeit von

€

Art der 

Verbindlichkeit
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Anlage 2 zum Gesamtanhang 

Gesamtkapitalflussrechnung nach DRS 2 

2 0 1 0

T€

1. Gesamtjahresergebnis 165-        

2. Abschreibungen auf Anlagevermögen 1.833+    

3. Veränderung der Rückstellungen 678+       

4. Gewinn (-) / Verlust (+) aus Anlagenabgang 18+         

5. Sonsitge zahlungsunwirksame Aufwendungen und Erträge 1.598-     

6. Zu-/Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus Lieferungen

und (-) / Abnahme (+) Leistungen sowie sonstiger Aktiva, die nicht der 

Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 902-        

7. Zu- (-) /Abnahme (+) der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 

Leistungen sowie sonstiger Passiva, die nicht der Investi-

tions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 298+       

8. Cash-Flow aus der laufenden Geschäftstätigkeit

(Summe 1. - 7.) 162+       
9. Auszahlungen aus Anlagenzugängen des immateriellen Anlagevermögens 23-          

10. Einzahlungen aus Anlagenabgängen des immateriellen Anlagevermögens -

11. Einzahlungen aus Anlagenabgängen des Sachanlagevermögens 210+       

12. Auszahlungen aus Anlagenzugängen des Sachanlagevermögens 881-        

13. Einzahlungen aus Anlagenabgängen des Finanzanlagevermögens 2+           

14. Auszahlungen aus Anlagenzugängen des Finanzanlagevermögens 1-            

15. Cash-Flow aus der Investitionstätigkeit (Summe 9. - 14.) 693-        

16. Veränderung Rücklagen 19-          

17. Einzahlungen aus der Begebung von Anleihen und der Aufnahmen von  

(Finanz-)Krediten 1.479+    

18. Auszahlungen aus der Tilgung von Anleihen und (Finanz-)Krediten 977-        

19. Einzahlungen aus der Zuführung von Zuschüssen 522+       

20. Cash-Flow aus der Finanzierungstätigkeit (Summe 16. - 19.) 1.005+    

21. Zahlungswirksame Veränderung der Finanzmittelfonds 474+       

22. Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 1.389+    

23. Finanzmittelfonds am Ende der Periode 1.863+    
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Gesamtlagebericht zum Gesamtabschluss 2010 der Gemeinde Schlangen 
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Gesamtlagebericht zum Gesamtabschluss 2010 der Gemeinde Schlangen 

1. Vorbemerkung 

Die Gemeinde Schlangen hat gemäß § 116 der Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen (GO NRW) i.V.m. § 49 der Gemeindehaushaltsverordnung NRW 

(GemHVO NRW) für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Gesamtab-

schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) aufzu-

stellen. Zu diesem Zweck sind die Jahresabschlüsse der Kernverwaltung und aller we-

sentlichen verselbstständigten Aufgabenbereiche in öffentlich-rechtlicher und privat-

rechtlicher Form zu konsolidieren. Der Gesamtabschluss besteht aus einer Gesamter-

gebnisrechnung, einer Gesamtbilanz sowie dem Gesamtanhang und ist um einen Ge-

samtlagebericht zu ergänzen. 

In dem vorliegenden erstmaligen Gesamtabschluss wurden die Jahresabschlüsse zum 

31. Dezember 2010 der Gemeinde Schlangen sowie der Gemeindewerke Schlangen 

GmbH, des Eigenbetriebs Freibad der Gemeinde Schlangen und der eigenbetriebs-

ähnlichen Einrichtung Abwasserbeseitigung der Gemeinde Schlangen als wesentliche 

verselbstständigte Aufgabenbereiche einbezogen. 

Dem Gesamtabschluss kommt vorrangig eine Informationsfunktion zu. Er legt Rechen-

schaft ab über die tatsächliche Aufgabenerledigung und die wirtschaftliche Entwicklung 

des Konzerns Gemeinde Schlangen. Dem Prinzip des handelsrechtlichen Konzernab-

schlusses folgend, hat der Gesamtabschluss die Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und 

Finanzgesamtlage der Gemeinde und ihrer wesentlichen verselbstständigten Aufga-

benbereiche so darzustellen, als ob es sich um eine wirtschaftliche Einheit handelt. Zu 

diesem Zweck sind die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden vereinheitlicht und 

alle Beziehungen zwischen der Kernverwaltung und der einbezogenen Einheiten eli-

miniert worden. 

Der dominante Einfluss des Einzelabschlusses der Gemeinde Schlangen ist offensicht-

lich. Dementsprechend bildet sich auch die Entwicklung der wesentlichen verselbststän-

digten Aufgabenbereiche im Einzelabschluss der Gemeinde ab, ohne dass im Gesamt-

abschluss eine veränderte Erkenntnislage vorläge. 
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Gesamtlagebericht zum Gesamtabschluss 2010 der Gemeinde Schlangen 

2. Darstellung der wirtschaftlichen Gesamtlage und des Geschäftsverlaufes für das Haus-

haltsjahr 2010 

Die Gemeinde Schlangen musste insgesamt einen Gesamtjahresfehlbetrag von 165 T€ 

hinnehmen, der wesentlich durch das Ergebnis des Kernhaushalts beeinflusst war. Bei 

ordentlichen Erträgen von 15.756 T€ und ordentlichen Aufwendungen von 15.137 T€ 

ergab sich ein positives ordentliches Gesamtergebnis von 619 T€, dem insbesondere 

ein negatives Finanzergebnis von 782 T€ gegenüberstand.  

Im Folgenden werden die Geschäftsverläufe der in den Gesamtabschluss einbezogenen 

Einheiten erläutert. 

2.1 Gemeinde 

Die Gemeinde schließt das Haushaltsjahr 2010 mit dem Jahresfehlbetrag in Höhe von 

206 T€ ab. 

Bei den ordentlichen Erträgen hat sich gegenüber dem Ergebnisplan eine Verbesserung 

in Höhe von rd. 1.361 T€ ergeben. Bei den ordentlichen Aufwendungen sind Einsparun-

gen in Höhe von rd. 1.246 T€ eingetreten. Insgesamt ergibt sich somit gegenüber der 

Ergebnisplanung für das Haushaltsjahr 2010 eine Verbesserung von rd. 2.652 T€. 

Die wesentlichen Erträge der Ergebnisrechnung im Haushaltsjahr 2010 sind die Gewer-

besteuer, die mit 2.000 T€ veranschlagt war und in Höhe von rd. 4.133 T€ geflossen ist. 

Die erhebliche Ertragssteigerung ist auf Nachzahlungen aus Betriebsprüfungen zurück-

zuführen. Die sonstigen ordentlichen Erträge sind um ca. 515 T€ geringer ausgefallen.  

Durch Versetzung eines Beamten in den Ruhestand im Jahr 2010 sind Veränderungen 

im Bereich der Pensionsrückstellungen zu berücksichtigen. Die Versorgungsaufwendun-

gen sind dadurch erheblich geringer ausgefallen. Die Personalaufwendungen einschl. 

Versorgungsaufwendungen lagen mit 2.745 T€ ca. 848 T€ unter dem geplanten Haus-

haltsansatz. Bei den Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen ergaben sich bei 

einem Haushaltsansatz von rd. 2.347 T€ Minderaufwendungen von rd. 757 T€. Die 

Transferaufwendungen liegen mit rd. 292 T€ über dem veranschlagten Ansatz von 

6.680 T€. Der Anstieg ist im Wesentlichen auf die zwangsläufig ansteigenden Gewerbe-

steuerumlagen zurückzuführen. 

2.2 Gemeindewerke 

Die Umsetzung der Neubewertung des Kanalnetzvermögens, die energetische Prü-

fung, sowie die Dichtheitsprüfung für die Abwasserbeseitigung hat umfangreiche Per-

sonalkapazitäten benötigt. 
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Gesamtlagebericht zum Gesamtabschluss 2010 der Gemeinde Schlangen 

Im Bereich der Wasserversorgung hat zu Beginn des Jahres die Sanierung des Hoch-

behälters Personal gebunden. Im Anschluss daran wurden dann noch die Wasserlei-

tung der Bergstraße saniert und die Löschwasserversorgung des Seniorenheims in  

Oesterholz sowie neue Hausanschlüsse hergestellt. 

Das Jahresergebnis nahm im Vergleich zum Vorjahr um 19 T€ auf 108 T€ zu und stellt 

eines der fünf besten Jahresergebnisse dar. 

Die Erlöse der Wasserversorgung haben sich um 2 % erhöht. Hier wirkt sich die be-

schlossene Erhöhung der Grundpreise aus. Die Umsatzerlöse der Betriebsführung sind 

insgesamt geringer ausgefallen. Das trotzdem bessere Ergebnis ist durch geringere 

Fremdleistungen und effizientere eigene Personalleistungen realisiert worden. 

In der Gesamtbetrachtung hat die in 2009 angestrebte Besinnung auf die Kernaufgaben 

in 2010 zu der gewünschten Konzentration auf den Erhalt des leitungsgebundenen An-

lagevermögens und zu einer Verbesserung des Ergebnisses geführt. 

2.3 Freibad 

Die Saison startete verhalten, entwickelte sich aber positiv. Die Erhöhung der Eintritts-

preise führte zu keinem Besucherrückgang und konnte mit einer Steigerung der Um-

sätze um 6 T€ realisiert werden. 

Der Betriebskostenzuschuss wurde in gleicher Höhe wie im Vorjahr gewährt und die 

Gewinnausschüttung der GWS verringerte sich wie erwartet um 14 T€. Die Gesamt-

erträge fallen geringfügig niedriger aus als im Vorjahr. 

Die für 2010 geplante Sanierung des Volleyballfeldes konnte witterungsbedingt nicht 

vor der Saison umgesetzt werden. Die Sanierung wurde auf das Jahr 2011 verschoben.  

Den über die Einnahmen generierten Mehrertrag zehrte ein in diesem Jahr erhöhter 

Heizbedarf wieder auf. Die weiteren Unterhaltungskosten entsprechen dem Vorjahres-

niveau und spiegeln die laufend notwendigen Unterhaltungen wider. 
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Gesamtlagebericht zum Gesamtabschluss 2010 der Gemeinde Schlangen 

2.4 Abwasserbeseitigung 

Die energetische Prüfung der Anlage hat sich durch das Jahr 2010 als wiederkehrende 

Tätigkeit gezogen. Ein ähnliches Kapitel war die Vorbereitung auf die in 2011 durchzu-

führenden Dichtheitsprüfungen. Vor dem Hintergrund der Dichtheitsprüfung wurde in 

2010 ein umfassendes Fremdwasserkonzept in Auftrag gegeben, um die tatsächlichen 

Fremdwasserströme in der Kommune abbilden zu können. Gleichzeitig wurde die Fort-

schreibung des Abwasserbeseitigungskonzeptes vorgenommen. 

Außer den technischen Tätigkeiten war die kaufmännische Neubewertung des Kanal-

netzvermögens eine wesentliche Aufgabe, die in 2010 abgeschlossen werden konnte. 

Die Notwendigkeit ergab sich aus der Einführung der getrennten Niederschlagswasser-

gebühr, die eine differenziertere Aufteilung des Anlagevermögens und der daraus re-

sultierenden Kosten notwendig macht. 

Die Umsatzerlöse haben sich bei konstanten Abwassergebühren minimal auf insgesamt 

1.209 T€ erhöht. Die sonstigen betrieblichen Erträge sind um 29 T€ zurückgegangen. 

Insgesamt wird für das Jahr 2010 ein geringfügiger Verlust in Höhe von 8 T€ ausgewie-

sen. Unter der Berücksichtigung der getätigten Maßnahmen entspricht dies den Erwar-

tungen und stellt ein gutes Ergebnis dar. 
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3. Gesamtertragslage 

Für das Jahr 2010 ergibt sich die nachfolgende Ergebnisstruktur des Gesamthaushaltes: 

T€ %

1.      Steuern und ähnliche Abgaben 8.347 53

2. +   Zuwendungen und allgemeine Umlagen 3.558 23

3. +   Sonstige Transfererträge 0 0

4. +   Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 2.283 14

5. +   Privatrechtliche Leistungsentgelte 471 3

6. +   Kostenerstattungen und Kostenumlagen 128 1

7. +   Sonstige ordentliche Erträge 914 6

8. +   Aktivierte Eigenleistungen 55 0

9. +/- Bestandsveränderungen 0 0

10. =   Ordentliche Gesamterträge 15.756 100

11. -    Personalaufwendungen 3.098 21

12. -    Versorgungsaufwendungen 194 1

13. -    Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 2.142 14

14. -    Bilanzielle Abschreibungen 1.833 12

15. -    Transferaufwendungen 6.903 46

16. -    Sonstige ordentliche Aufwendungen 967 6

17. =   Ordentliche Gesamtaufwendungen 15.137 100

18. =   Ordentliches Gesamtergebnis 619

19. +   Finanzerträge 30

20. -    Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 812

21. =   Gesamtfinanzergebnis -782

22. =   Gesamtergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit -163

23. +   Außerordentliche Erträge 1

24. -    Außerordentliche Aufwendungen 3

25. =   Außerordentliches Gesamtergebnis -2

26. =   Gesamtjahresergebnis 165

2010Ertrags- und Aufwandsarten
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Die ordentlichen Gesamterträge sind geprägt durch das Aufkommen aus Steuern und 

ähnlichen Abgaben der Kernverwaltung. Hier sind insbesondere die Gewerbesteuer 

(4.109 T€), der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer (2.461 T€) sowie die Grund-

steuer (1.107 T€) zu nennen. Wesentliche Erträge resultieren darüber hinaus aus den Zu-

wendungen und allgemeinen Umlagen, von denen die größten Posten auf die Schlüssel-

zuweisungen (2.069 T€), Zuwendungen und Zuschüsse für laufende Zwecke (967 T€) 

und die Erträge aus der Auflösung von Sonderposten für Zuwendungen (524 T€) entfallen. 

Die öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelte betreffen überwiegend Benutzungsgebühren 

und ähnliche Erträge. 

Bei den ordentlichen Gesamtaufwendungen sind die Transferaufwendungen hervorzu-

heben. Sie bilden rd. 46 % der ordentlichen Gesamtaufwendungen ab und betreffen über-

wiegend die Kreisumlage (3.671 T€). Wesentliche Aufwendungen entfallen darüber hin-

aus auf Personal und Versorgung (3.292 T€), Sach- und Dienstleistungen (2.142 T€) und 

bilanzielle Abschreibungen (1.883 T€).  

Das Gesamtjahresergebnis des „Konzerns Gemeinde Schlangen" schließt mit einem 

negativen Ergebnis von - 165 T€ ab. 

Das Jahresergebnis des Einzelabschlusses der Kernverwaltung ist mit einem Jahres-

fehlbetrag von 206 T€ um rd. 2,7 Mio. € besser ausgefallen als veranschlagt. Ursächlich 

für die Verbesserung waren insbesondere höhere Erträge in den Bereichen Steuern und 

ähnliche Abgaben sowie unterplanmäßige Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen. 
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4. Gesamtvermögenslage 

Vermögen und Kapital setzen sich wie folgt zusammen: 

Vermögensstruktur 31.12.2010 01.01.2010 

T€ % T€ % 

Anlagevermögen

Immaterielle Vermögensgegenstände 76 0 88 0

Sachanlagen 66.446 92 67.591 94

Finanzanlagen 253 0 254 1

Umlaufvermögen

Vorräte 781 1 914 1

Forderungen, Sonstige Vermögensgegenstände 2.663 4 1.620 2

Liquide Mittel 1.862 3 1.389 2

Aktive Rechnungsabgrenzung 54 0 61 0

Summe Aktiva Gesamtbilanz 72.135 100 71.917 100

Kapitalstruktur 31.12.2010 01.01.2010 

T€ % T€ % 

Eigenkapital 13.613 19 14.320 20

Sonderposten 31.848 44 32.400 45

Rückstellungen 5.745 8 5.068 7

Verbindlichkeiten 20.399 28 19.634 27

Passive Rechnungsabgrenzung 530 1 495 1

Summe Passiva Gesamtbilanz 72.135 100 71.917 100

Die Gesamtbilanzsumme zum 31. Dezember 2010 beträgt 72.135 T€ und fällt damit um 

5.311 T€ höher aus als die Bilanzsumme im Einzelabschluss der Kernverwaltung zum 

31. Dezember 2010 (66.824 T€). Gegenüber dem Erstkonsolidierungszeitpunkt 

(01.01.2010) hat sich die Gesamtbilanzsumme um einen Prozentpunkt verringert. 

Die Gesamtvermögensstruktur ist zum Bilanzstichtag mit 66.775 T€ (92,6 % der Bilanz-

summe) durch das Anlagevermögen geprägt. Davon entfallen 66.446 T€ auf das Sach-

anlagevermögen (99,5 %). Hier sind das kommunale Infrastrukturvermögen mit 28.308 T€ 

(42,6 %) und die Grundstücke und grundstückgleichen Rechte mit 35.180 T€ (52,9 %) 

besonders hervorzuheben. Wesentliche Bestandteile des Infrastrukturvermögens sind die 

Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen (7.290 T€) und das Straßennetz mit 

Wegen, Plätzen und Verkehrslenkungsanlagen (13.033 T€). Im Finanzanlagevermögen 

(253 T€) wurden die Beteiligungsbuchwerte des Abwasserwerks, des Freibads und der 

Gemeindewerke im Zuge der Kapitalkonsolidierung eliminiert. Das Anlagevermögen ist zu 

93 % langfristig finanziert (Anlagendeckungsgrad II). 
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Das Umlaufvermögen zum Bilanzstichtag beträgt 5.360 T€ (8 %). Es setzt sich vornehm-

lich aus den Forderungen und sonstigen Vermögensgegenständen (2.663 T€) sowie den 

liquiden Mitteln (1.862 T€) zusammen. 

Die Kapitalstruktur der Gesamtbilanz auf den 31. Dezember 2010 wird mit 13.613 T€  

(18,9 %, Eigenkapitalquote I) durch das Eigenkapital beeinflusst. 

Das wirtschaftliche Eigenkapital unter Hinzurechnung der Sonderposten für Zuwendun-

gen (21.779 T€) und Beiträge (9.593 T€) macht 62,4 % (Eigenkapitalquote II) der Bilanz-

summe zum 31.12.2010 aus. 

Die Rückstellungen belaufen sich zum 31.12.2010 auf 5.745 T€ und binden damit 8 % 

des Vermögens. Den größten Einzelposten stellen die Rückstellungen für Pensionen und 

Beihilfen mit 3.323 T€ dar. 

Langfristige Kredite für Investitionen (14.106 T€) und Kredite zur Liquiditätssicherung 

(3.703 T€), welche ausschließlich die Kernverwaltung betreffen, sind die wesentlichen 

Posten bei den Verbindlichkeiten, die mit insgesamt 20.399 T€ 28 % der Bilanzsumme 

zum 31.12. ausmachen. 

Zum 31.12.2010 entfallen 530 T€ (1 %) auf die passive Rechnungsabgrenzung. Der 

Bilanzposten betrifft passivierte Nutzungsrechte im Bereich der kommunalen Friedhöfe. 

5. Gesamtfinanzlage 

Einen Überblick über die Herkunft und Verwendung der finanziellen Mittel gibt die als 

Anlage zum Gesamtanhang beigefügte Kapitalflussrechnung. Bei der Aufstellung wur-

den die Grundsätze des Deutschen Rechnungslegungsstandards Nr. 2 (DRS 2) beach-

tet. 

2010

T€

Cash-Flow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 162+             

Cash-Flow aus der Investitionstätigkeit 693-              

Cash-Flow aus der Finanzierungstätigkeit 1.005+          

Veränderung des Finanzmittelbestands 474+             

Finanzmittelbestand am 01.01. 1.389+          

Finanzmittelbestand am 31.12. 1.863+          

Den positiven Cash-Flows aus der laufenden Geschäfts- (162 T€) und der Finanzie-

rungstätigkeit (1.005 T€) steht ein negativer Cash-Flow aus der Investitionstätigkeit 

(693 T€) gegenüber. Der Finanzmittelbestand erhöhte sich gegenüber dem Erstkonso-

lidierungszeitpunkt (01.01.2010) um 474 T€ auf 1.873 T€.
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6. NKF-Kennzahlenset NRW 

Die durch die Kennzahlen ausgedrückte Situation nach dem NKF-Kennzahlenset ist 

nachfolgend dargestellt. 

Kennzahlen % 

Gesamtsituation

Aufwandsdeckungsgrad 104,1 

Eigenkapitalquote 1 18,9 

Eigenkapitalquote 2 64,2 

Fehlbetrags-/ Überschuldungsquote 1,2 

Vermögenslage

Infrastrukturquote 39,2 

Abschreibungsintensität 12,1 

Drittfinanzierungsquote 44,0 

Investitionsquote 48,9 

Finanzlage

Anlagendeckungsgrad 2 92,5 

Dynamischer Verschuldungsgrad (Angabe in Jahren) 134,0 

Liquidität 2. Grades 65,6 

Kurzfristige Verbindlichkeitsquote 9,6 

Zinslastquote 5,4 

Kennzahlen zur Aufwands- & Ertragslage 

Netto-Steuerquote 50,7 

Zuwendungsquote 22,6 

Personalintensität 20,5 

Sach- und Dienstleistungsintensität 14,1 

Transferaufwandsquote 45,6 

7. Nachtragsbericht 

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Haushaltsjahres sind bis 

zum ursprünglichen Aufstellungszeitpunkt nicht eingetreten. 
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8. Prognose-, Chancen- und Risikobericht 

8.1 Gemeinde 

Die Fehlbedarfe in der Ergebnisplanung der Gemeinde Schlangen für die Haushaltsjahre 

2011 bis 2014 werden weitaus höher ausfallen als noch im Haushaltsplan 2010 veran-

schlagt. So wird die Ausgleichsrücklage bereits durch den Fehlbetrag in 2011 vollständig 

aufgebraucht sein. Im Haushaltsjahr 2011 wird dann sogar die allgemeine Rücklage an-

gegriffen. Gründe für diese besorgniserregende Entwicklung liegen im Wesentlichen an 

dem erheblich geringeren Aufkommen bei den Schlüsselzuweisungen bei gleichzeitiger 

Erhöhung der Kreisumlage. Aber auch steigende Aufwendungen, z. B. durch einen höhe-

ren Zinsaufwand durch die in erheblichem Umfang erforderliche zusätzliche Aufnahme 

von Kassenkrediten, tragen zu den Fehlbeträgen bei. 

Gemäß § 75 Abs. 2 GO NRW muss der Haushalt der Gemeinde in jedem Jahr in Planung 

und Rechnung ausgeglichen sein. Er ist ausgeglichen, wenn der Gesamtbetrag der Er-

träge die Höhe des Gesamtbetrages der Aufwendungen erreicht oder übersteigt. Die Ver-

pflichtung des Satzes 1 gilt als erfüllt, wenn der Fehlbedarf im Ergebnisplan und der Fehl-

betrag in der Ergebnisrechnung durch Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage gedeckt 

werden können. 

Wie oben dargestellt ergeben sich vor allen Dingen im Finanzplanungszeitraum erhebli-

che Fehlbedarfe. So kann der Fehlbetrag in 2010 nur über die Inanspruchnahme der Aus-

gleichsrücklage ausgeglichen werden. Bereits ab dem Haushaltsjahr 2011 wird die allge-

meine Rücklage angegriffen. Der sich abzeichnende Verzehr des Eigenkapitals für den 

Planungszeitraum bis 31.12.2013 ist äußerst besorgniserregend, zumal aus heutiger 

Sicht auch für die weiteren Jahre, über das Jahr 2013 hinaus, teilweise deutliche Fehlbe-

darfe entstehen werden. Aufgrund des massiven Verzehrs des Eigenkapitals ist die Ge-

meinde Schlangen wieder - wie im Haushaltsjahr 2003 - verpflichtet ab dem Haushaltsjahr 

2010 ein Haushaltssicherungskonzept (HSK) aufzustellen. Da der Haushaltsausgleich in-

nerhalb der mittelfristigen Finanzplanung nicht hergestellt werden kann, geht die Ge-

meinde in die vorläufige Haushaltsführung (Nothaushaltsrecht). Aus heutiger Sicht ist es 

sehr zweifelhaft, in absehbarer Zeit Erträge und Aufwendungen wieder in Einklang zu 

bringen.  

Auf Bundes- und auf Landesebene bestehen Bemühungen die Kommunalfinanzen zu ver-

bessern. Im GFG 2011 wurde die Verbundmasse erhöht. Doch durch die erhebliche Um-

verteilungswirkung in Form der Anpassung der Grunddaten hat die Gemeinde Schlangen 

weitere Einbußen zu verkraften. 
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Die Bundesregierung beabsichtigt stufenweise bis zum Jahr 2014 die Nettoausgaben der 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung vollständig zu erstatten. Durch weiter 

steigende Soziallasten auf der Ebene des Landschaftsverbandes und in der Jugendhilfe 

wird diese Entlastung aufgezehrt bzw. werden weitere zusätzliche Belastungen entste-

hen. Eine Entlastung bei den Transferaufwendungen (hier: Kreisumlage) wird nicht ein-

treten. Nach heutigen Prognosen ist mit einem weiteren Anstieg zu rechnen. 

Die Bemühungen der Landesregierung NRW den Kommunen finanzielle Hilfestellung zu 

gewährleisten, ist ein erster Schritt in die richtige Richtung. Doch durch die Umverteilungs-

wirkung an den kreisfreien Raum werden den kreisangehörigen Kommunen erhebliche 

Mittel entzogen. Auch durch die Bereitstellung von Mitteln im Sinne des Stärkungspaketes 

Gemeindefinanzen ist die Ursache für die katastrophale Finanzlage der Kommunen nicht 

behoben. Die gesellschaftspolitischen Aufgabenstellungen können nicht allein den Kom-

munen aufgebürdet werden. Hier sind weitere finanzielle Mittel von Bund und Land erfor-

derlich. 

Die finanzielle Lage hinsichtlich der liquiden Mittel hatte sich nicht entscheidend verbes-

sert. Die Finanzierung des laufenden Geschäftes mit Kassenkrediten ist seit 2003 Alltag 

geblieben. Das Jahr 2010 bringt nur einen Aufschub der negativen Entwicklung. Vor allen 

Dingen durch unerwartet hohe Steuermehreinnahmen im Bereich der Gewerbesteuer und 

Einsparungen in unterschiedlichen Bereichen der Aufwendungen (Personal, Sach- und 

Dienstleistungen, Abschreibungen) konnte das Jahresergebnis um rd. 2.652 T€ verbes-

sert werden. 

Für das Jahr 2011 wird auch ein besseres Ergebnis erwartet als geplant. Durch das An-

ziehen der Konjunktur werden die Gewerbesteuer und der Anteil Einkommensteuer bes-

ser ausfallen als geplant und den Abschluss des Rechnungsjahres deutlich verbessern. 

Durch die Aufstellung des Haushaltssicherungskonzeptes im Jahr 2010 wird weiter an der 

Konsolidierung des Gemeindehaushaltes gearbeitet. Dazu gehört die Überprüfung aller 

freiwilligen und pflichtigen Leistungen. Durch die Anhebung der Realsteuersätze, der Hun-

desteuer und der Vergnügungssteuer werden ab dem Haushaltsjahr 2011 weitere Erträge 

generiert. 

Der Wille zur Haushaltskonsolidierung wird durch das Haushaltssicherungskonzept doku-

mentiert. Aber eine Konsolidierung aus eigener Kraft wird nicht gelingen. Erste Schritte 

sind auf Bundes- und Landesebene gemacht worden. Die Kostenumverteilung von oben 

nach unten darf in der bisher praktizierten Form nicht weitergeführt werden. Die Konnexi-

tät zwischen Aufgabenübertragung und Übertragung einer angemessenen Finanzausstat-

tung ist in der Vergangenheit erheblich vernachlässigt worden. 

Es ist dringend erforderlich, dass Bund und Land für eine auskömmliche Finanzausstat-

tung der Gemeinden sorgen, damit kommunale Selbstverwaltung auch wieder gelebt wer-

den kann. 
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8.2 Gemeindewerke 

Die in 2009 skizzierten wesentlichen Risiken haben sich im aktuellen Wirtschaftsjahr nicht 

verändert. Die langfristigen Risiken sind weiterhin der in den nächsten Jahren prognosti-

zierte Bevölkerungsrückgang um 10% - 15%, der in der Folge einen Rückgang in der ab-

gesetzten Wassermenge nach sich zieht. 

Dazu gehört auch die Weiterführung der in 2009 eröffneten jährlichen Sanierungen des 

Leitungsnetzes. Hieraus folgt die Bindung finanzieller Mittel, die zu einer steigenden Zins-

belastung, sowie zu einem Abschreibungsanstieg führen können. 

Abnahmerückgang und verstärkte Sanierungstätigkeit werden dabei voraussichtlich zu 

steigenden Wasserpreisen führen. Trotzdem darf die Sanierungstätigkeit nicht vernach-

lässigt werden. 

Die weiter steigenden Energie- und Beschaffungskosten werden zukünftig die Ergebnisse 

und die Entgelte belasten. 

Die kartellrechtlichen Preissenkungsverfügungen der Aufsichtsbehörden führen weiterhin 

zu Diskussionen und einer negativen öffentlichen Wahrnehmung. Leider wird hierbei  

Außeracht gelassen, was die Betriebe für ihre Regionen bezüglich Ökologie und Lebens-

standard leisten. 

Für die Sparte Betriebsführung liegen die wesentlichen Risiken im Personalbereich. Wie 

die Erfahrungen der letzten Jahre gezeigt haben, ist das Unternehmen aufgrund seiner 

Größe abhängig von einsatzbereitem und motiviertem Personal. 

Krankheitsstände und Überbelastung können in ihrer Folge auch ein schlechteres Unter-

nehmensergebnis nach sich ziehen. Der steigende Altersdurchschnitt kann zu einem Ri-

siko werden. Daher ist in den kommenden Jahren darauf zu achten, den Personalbestand, 

soweit möglich, wieder etwas zu verjüngen. Die Gewinnerwartungen in der Wasserver-

sorgung wurden gemäß den gegebenen Risiken herabgesetzt. Da die Zielsetzung des 

Unternehmens im Bereich der Wasserversorgung aber auf dem Erhalt des Anlagevermö-

gens und sozialverträglicher Gebühren liegt, sind diese Gewinne ausreichend. Insbeson-

dere, da die berechnete Eigenkapitalverzinsung weiterhin erreicht wird. 

Abnahmerückgang und verstärkte Sanierungstätigkeit werden dabei voraussichtlich zu 

steigenden Wasserpreisen führen. Trotzdem darf die Sanierungstätigkeit nicht vernach-

lässigt werden. Dies trifft allerdings auch auf den allgemeinen Wassermarkt zu, so dass 

die Wassersparte in Schlangen im Vergleich mit anderen Versorgern wahrscheinlich wei-

terhin zu den günstigen Anbietern gehören wird. 
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8.3 Freibad 

Derzeit wesentliche Risiken bestehen in der Haltbarkeit der Hauptanlagen, wie Schwimm-

becken und Eintrittsgebäude sowie der Filtertechnik. 

Die laufend notwendigen Wartungen werden jedes Jahr vorgenommen. Größere Sanie-

rungsinvestitionen sind jedoch nur bedingt möglich. 

Der Wegfall eines Teiles oder des ganzen Betriebskostenzuschusses der Gemeinde stellt 

ein Risiko dar, da der Betrieb ohne diesen Zuschuss nicht geführt werden kann. Die ent-

stehenden Vermögensverluste kann das Freibad bis zu einem gewissen Grad auffangen. 

Die ausbleibenden finanziellen Mittel könnten dabei nicht kompensiert werden und wür-

den zur Zahlungsunfähigkeit führen. 

Neben diesen Bestands- und Liquiditätsrisiken bestehen noch die latenten Personalrisi-

ken, die durch einen Krankheitsausfall entstehen können. Ausfälle im Personal können 

aufgrund der geringen Personalkapazität nur teilweise durch Überstunden kompensiert 

werden und müssen im Wesentlichen durch zusätzliche Personaldienstleistungen aufge-

fangen werden, die das Jahresergebnis wesentlich verschlechtern können. 

Die jährlichen wetterbedingten Einnahmeschwankungen stellen ebenfalls ein dauerhaftes 

Risiko dar, können aber durch die Erträge der Dauerkarten mittlerweile wertmäßig mini-

miert werden. Die Erlössituation ist trotz der Dauerkarten immer noch stark vom Wetter 

abhängig. Ein Rückgang bei den Tageseintritten führt bei einer Planung für ein ausgegli-

chenes Jahresergebnis schnell zu einem Verlust. 

Der laufende Betrieb des Freibades hängt langfristig weiterhin von der konstanten Ein-

nahme der Gewinnausschüttung der GWS GmbH und des Betriebskostenzuschusses der 

Gemeinde Schlangen ab. Gleiches gilt für die liquiden Mittel des Eigenbetriebes.  

Aufgrund der engen finanziellen Lage des Freibades wurde in den letzten Jahren keine 

Neuinvestition in größerem Umfang vorgenommen. Die Abschreibungen der wesentlichen 

Anlagebestände wie Gebäude und Becken laufen bald aus. In 2011 wird ein Rücklage-

konto eingerichtet, auf dem Mittel zur Finanzierung der Beckenfolie angespart werden 

sollen. Derzeit ist die Beckenfolie in gutem Zustand, in zehn Jahren ist jedoch mit einer 

Sanierung zu rechnen. Das Investitionsvolumen beträgt ca. 50,0 Tsd. Euro, welche nur 

über einen langen Zeitraum angespart werden können. 

Die einzigen Möglichkeiten, die sich derzeit dazu anbieten, sind die Erhöhung der Ein-

trittspreise und die moderate Erhöhung des Betriebskostenzuschusses der Gemeinde. 

Die Eintrittspreise wurden für 2010 erhöht und bleiben in 2011 konstant. 

Mit einer Erhöhung des Betriebskostenzuschusses ist aufgrund des sich abzeichnenden 

Nothaushaltsrechtes der Gemeinde Schlangen nicht zu rechnen. Es sollte sogar eher al-

les dafür getan werden, dass der Zuschuss in seiner jetzigen Höhe erhalten bleibt. Durch 

die Verwendung der Liquidationserlöse der VVG GmbH zur Finanzierung der Freibadzu-

schüsse scheint der Anteil der Gemeinde sichergestellt zu sein. 
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Eine wesentliche Änderung in der Betriebspolitik des Freibades ist aufgrund der engen 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen nicht zu erwarten. Vorteilhaft ist die angestrebte Fi-

nanzierung von Sanierungsmaßnahmen durch eine Beteiligung an der kommunalen 

Sportpauschale, die zu einer Entlastung der Finanzierungsproblematik beitragen würde. 

8.4 Abwasserbeseitigung 

Risiken in der Abwasserbeseitigung entstehen im Bereich der Schadstoffklärung und de-

ren Abtransport, insbesondere aber auch in der notwendigen Einhaltung von Untersu-

chungswerten. 

Gerade die Belastung der kommunalen Abwasserentsorgung mit der Abwasserabgabe, 

die bei Überschreitung der Grenzkonzentrationen stark ansteigen kann, stellt ein Risiko 

aus diesem Bereich dar. 

Auch die gesundheitlichen Risiken des Personals sind nicht zu unterschätzen, da Verlet-

zungsrisiken auch immer gleichbedeutend mit Arbeitsausfall und Krankenstand sind. 

Für den Abwasserbetrieb entstehen ebenfalls Risiken durch geänderte Rechtsgrundlagen 

auf Bundes- und Landesebene, wie es derzeit gerade wieder mit dem Thema der Dichtig-

keitsprüfung der Fall ist. Die Änderung der Rechtsgrundlagen führt in diesem Fall zu um-

fangreichen zusätzlichen Personaleinsatzzeiten und Personalkosten. 

Ebenfalls müssen evtl. technische Veränderungen zur Klärung von nicht abbaubaren Stof-

fen berücksichtigt werden, die zu einer notwendigen Erweiterung der Kläranlage führen 

würden (z. B. Hormone, Arzneien oder Nanopartikel). 

Die hier geschilderten wesentlichen Risiken haben sich in ihrer Ausprägung gegenüber 

dem Vorjahr nicht verändert. 

Die im Risikobericht bereits im Vorjahr und auch in diesem Jahr geschilderten Sachver-

halte werden uns auch im Jahr 2011 wesentlich beschäftigen. 

Die immer wiederkehrenden Arbeiten der Kanalsanierung nach Selbstüberwachungsver-

ordnung, die dem Erhalt des Kanalnetzes dienen, stellen eine wichtige Konstante dar, die 

nicht vernachlässigt werden darf. 

Insbesondere im Zusammenhang mit dem Start der Dichtheitsprüfungen wird die Wertig-

keit noch einmal erhöht, da auch die öffentlichen Kanäle regelmäßig auf Dichtheit zu prü-

fen und zu sanieren sind. Die Erkenntnisse aus dem in Arbeit befindlichen Fremdwasser-

konzept sind hier vorrangig zu berücksichtigen. Die Dichtheitsprüfungen werden in den 

nächsten Jahren einen erhöhten Personalbedarf nach sich ziehen. Durch die Umsetzung 

der bestehenden Gesetze und die sich abzeichnende Belastung der Bürger ist auch ein 

erhöhtes Konfliktpotential mit einem ansteigenden Klagerisiko zu berücksichtigen. 
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Gesamtlagebericht zum Gesamtabschluss 2010 der Gemeinde Schlangen 

Die abgeschlossene energetische Prüfung führt in ihrer Folge zu weiteren Prüfungen und 

Tests in den Verfahrensabläufen der Kläranlage. Die so gewonnenen Erkenntnisse kön-

nen zu einer Verbesserung der Abläufe, aber auch zu zusätzlichem Investitionsbedarf 

führen. 

Ziel hierbei ist es die gute Reinigungsleistung für die Zukunft zu gewährleisten und evtl. 

sogar zu verbessern. Der aktuelle technische Standard der Anlage soll zielgerichtet erhal-

ten und weiter verbessert werden. 

Die Einhaltung der Abwasserwerte der Kläranlage wurde im Jahr 2010 vollständig er-

reicht, bleibt aber in den zukünftigen Jahren weiterhin im Fokus. 

Die sparsame Mittelbewirtschaftung und die Ansparung von liquiden Mitteln zur Finanzie-

rung von Investitionsmaßnahmen soll weiter vorgenommen werden. 

9. Mitgliedschaften des Bürgermeisters, des Kämmerers, des Beigeordneten und der Rats-

mitglieder  

Gemäß § 116 Abs. 4 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen sind am 
Schluss des Gesamtlageberichtes für die Mitglieder des Verwaltungsvorstandes sowie für 
die Ratsmitglieder anzugeben. 

Die Angaben sind der beigefügten Anlage zu entnehmen (Anlage 1). 

Schlangen, den 31. März 2021 

Marcus Püster Stefanie Lübbers 
Bürgermeister  Kämmerin 
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BESTÄTIGUNGSVERMERK  DES  UNABHÄNGIGEN  ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Gemeinde Schlangen 

Vermerk über die Prüfung des Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberichtes 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Gesamtabschluss der Gemeinde Schlangen – bestehend aus der Gesamtbilanz 
zum 31. Dezember 2010 und der Gesamtergebnisrechnung für das Haushaltsjahr vom 01. Ja-
nuar bis zum 31. Dezember 2010 sowie dem Gesamtanhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Gesamtla-
gebericht der Gemeinde für das Haushaltsjahr vom 01. Januar bis 31. Dezember 2010 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

o entspricht der beigefügte Gesamtabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschrif-
ten der Gemeindeordnung und der Gemeindehaushaltsverordnung des Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Schulden und Finanzlage der Gemeinde zum 31. Dezember 2010 sowie ih-
rer Ertragslage für das Haushaltsjahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2010 und 

o vermittelt der beigefügte Gesamtlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Gemeinde. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Gesamtlagebericht in Einklang 
mit dem Gesamtabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Gesamtabschlusses geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberichtes in Überein-
stimmung mit § 317 HGB und § 102 GO NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Gesamtabschlusses“ unseres Bestäti-
gungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der Gemeinde unabhängig in Überein-
stimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen er-
füllt.  

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und ge-
eignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Gesamtabschluss zu dienen. 

pdf-Kopie



Anlage II 
Seite 2 

Verantwortung des Bürgermeisters für den Gesamtabschluss und den Gesamtlagebericht 

Der Bürgermeister ist verantwortlich für die Aufstellung des Gesamtabschlusses, der den Vor-
schriften der Gemeindeordnung und der Gemeindehaltsverordnung des Bundeslandes Nord-
rhein-Westfalen in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Gesamtab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gemeinde vermittelt. Ferner ist der Bürgermeister verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
er in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt hat, um die Aufstellung eines Gesamtabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Gesamtabschlusses ist der Bürgermeister dafür verantwortlich, die Fä-
higkeit der Gemeinde zur Fortführung ihrer Tätigkeit, d.h. der stetigen Erfüllung ihrer Aufgaben, 
zu beurteilen. Des Weiteren hat er die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Sicherung der stetigen Erfüllung ihrer Aufgaben, sofern einschlägig, anzugeben. 

Außerdem ist der Bürgermeister verantwortlich für die Aufstellung des Gesamtlageberichtes, 
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gemeinde vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Gesamtabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt. Ferner ist der Bürgermeister verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Gesamtlageberichtes in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen 
und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Gesamtlagebericht erbringen 
zu können. 

Der Rat der Gemeinde Schlangen ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungsle-
gungsprozesses der Gemeinde Schlangen zur Aufstellung des Gesamtabschlusses und des 
Gesamtlageberichtes. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Gesamtabschlusses 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Gesamtabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellun-
gen ist und ob der Gesamtlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ge-
meinde vermittelt sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt und einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prü-
fungsurteile zum Gesamtabschluss und zum Gesamtlagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
nach § 102 Abs. 1 GO NRW und in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 
IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn ver-
nünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Gesamtabschlusses und Gesamtlageberichtes getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen. 
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

o identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter – falscher Darstellungen im Gesamtabschluss und im Gesamtlagebericht, pla-
nen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prü-
fungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufge-
deckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstel-
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können, 

o gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Gesamtabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Gesamtlageberichtes relevanten 
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gemeinde abzugeben, 

o beurteilen wir die Angemessenheit der von dem Bürgermeister angewandten Rechnungs-
legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von dem Bürgermeister dargestellten ge-
schätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben, 

o ziehen wir auf der Grundlage der erlangten Schlussfolgerungen darüber, ob eine wesent-
liche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gemeinde zur Fortführung ihrer Tätigkeit, d.h. 
der stetigen Erfüllung ihrer Aufgaben, aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungs-
vermerk auf die dazugehörigen Angaben im Gesamtabschluss und im Gesamtlagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünf-
tige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gemeinde die 
stetige Aufgabenerfüllung nicht sicherstellen kann, 

o beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Gesamtabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie, ob der Gesamtabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Gesamtabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde ver-
mittelt, 

o beurteilen wir den Einklang des Gesamtlageberichtes mit dem Gesamtabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gemeinde, 

o führen wir Prüfungshandlungen zu den von dem Bürgermeister dargestellten zukunftsori-
entierten Angaben im Gesamtlagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 
von dem Bürgermeister zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen 
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zu-
grunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid-
bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen. 
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-
fang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 
etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

Bielefeld, den 09. August 2021 

DR. RÖHRICHT – DR. SCHILLEN GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

Kampen Heidbrink 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Vorwort 

Die Gemeinde Schlangen erfüllt zahlreiche Aufgaben der Daseinsvorsorge und bietet 

umfassende öffentliche Dienstleistungen an. Damit soll die Lebensqualität und die Inf-

rastruktur bewahrt und für die Zukunft gefördert werden. Hierbei bedient sich die Ge-

meinde Schlangen im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit auch privater Unternehmen 

und Gesellschaften. 

Mit dem vorliegenden Bericht wird sowohl dem Rat als auch den Bürgerinnen und Bür-

gern ein umfassendes und transparentes Bild über die wirtschaftlichen Beteiligungen 

der Gemeinde an Unternehmen und Einrichtungen gegeben. Neben den allgemei-

nen Daten der Beteiligungsgesellschaften gibt der Bericht Auskunft über die wesentli-

chen rechtlichen und betriebswirtschaftlichen Informationen der Unternehmen. 

Der aktuelle Beteiligungsbericht stellt alle unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen 

der Gemeinde Schlangen für den Berichtszeitraum 2010 dar. 
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1 GRUNDLAGEN DER WIRTSCHAFTLICHEN 

BETÄTIGUNG 

1.1 Gesetzliche Grundlagen 

Die Gemeinde Schlangen darf sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben wirtschaftlich betäti-

gen. 

Den rechtlichen Rahmen für die Voraussetzungen und die Form der wirtschaftlichen 

Betätigung von Gemeinden bilden die §§ 107 ff. GO NRW. Als wirtschaftliche Betäti-

gung ist der Betrieb von Unternehmen zu verstehen, die als Hersteller, Anbieter oder 

Verteiler von Gütern und Dienstleistungen am Markt tätig werden, sofern die Leistung 

ihrer Art nach auch von einem Privaten mit der Absicht der Gewinnerzielung erbracht 

werden könnte (vgl. § 107 Abs. 1 S. 3 GO NRW). Nach § 107 Abs. 1 S. 1 GO NRW darf 

sich die Gemeinde zur Erfüllung ihrer Aufgaben wirtschaftlich betätigen, wenn 

1. ein öffentlicher Zweck die Betätigung erfordert, 

2. die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zu der 

Leistungsfähigkeit der Gemeinde steht und 

3. bei einem Tätigwerden außerhalb der Wasserversorgung, des öffentlichen Ver-

kehrs sowie des Betriebes von Telekommunikationsleitungsnetzen einschließlich 

der Telekommunikationsdienstleistungen der öffentliche Zweck durch andere 

Unternehmen nicht besser und wirtschaftlicher erfüllt werden kann. 

Als wirtschaftliche Betätigung gilt nach § 107 Abs. 2 S. 1 GO NRW nicht der Betrieb von 

1. Einrichtungen, zu denen die Gemeinde gesetzlich verpflichtet ist, 

2. öffentlichen Einrichtungen, die für die soziale und kulturelle Betreuung der Ein-

wohner erforderlich sind, insbesondere Einrichtungen auf den Gebieten Erzie-

hung, Bildung oder Kultur, Sport oder Erholung, Gesundheits- oder Sozialwesen, 

3. Einrichtungen, die der Straßenreinigung, der Wirtschaftsförderung, der Frem-

denverkehrsförderung oder der Wohnraumversorgung dienen, 

4. Einrichtungen des Umweltschutzes, insbesondere der Abfallentsorgung oder 

Abwasserbeseitigung sowie des Mess- und Ausstellungswesens, 

5. Einrichtungen, die ausschließlich der Deckung des Eigenbedarfs von Gemein-

den und Gemeindeverbänden dienen. 

Auch diese Einrichtungen sind, soweit es mit ihrem öffentlichen Zweck vereinbar ist, 

nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu verwalten und können entsprechend den 

Vorschriften über die Eigenbetriebe (EigVO NRW) geführt werden. 
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Darüber hinaus bestimmt § 107 Abs. 5 GO NRW, dass vor der Entscheidung über die 

Gründung von Unternehmen bzw. die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung an Un-

ternehmen im Sinne des § 107 Abs. 1 GO NRW der Rat auf der Grundlage einer Markt-

analyse über die Chancen und Risiken des beabsichtigten wirtschaftlichen Engage-

ments und über die Auswirkungen auf das Handwerk und die mittelständische Wirt-

schaft zu unterrichten ist. 

Die Unternehmen und Einrichtungen, an denen die Gemeinde beteiligt ist, sind gemäß 

§ 109 Abs. 1 S. 1 GO NRW so zu führen, zu steuern und zu kontrollieren, dass der öffent-

liche Zweck nachhaltig erfüllt wird. 

 

1.2 Rechts- und Organisationsformen 

Hat sich die Gemeinde im Einzelfall für die Verselbständigung einer kommunalen Auf-

gabe durch die Errichtung eines kommunalen Unternehmens entschieden, so kann sie 

ihre Tätigkeit im Hinblick auf die zu wählende Rechts- und Organisationsform auf ver-

schiedene Weise organisieren. 

Entscheidungsparameter sind hierbei u. a. Unternehmenszweck, Rechtsfähigkeit, steu-

erliche Rahmenbedingungen sowie der Grad der Verselbständigung gegenüber der 

Gemeindeverwaltung. 

Im Gegensatz zu privatrechtlichen Organisationsformen, die auch von jedem Privat-

mann in Anspruch genommen werden können, stehen öffentlich-rechtliche Organisa-

tionsformen ausschließlich einem Träger öffentlicher Verwaltung zur Verfügung. 

Insgesamt gesehen wählen die Kommunen für ihre wirtschaftliche Betätigung vorwie-

gend privatrechtliche Organisationsformen. Diese sind von den zumeist starren Vorga-

ben des öffentlichen Organisationsrechts befreit und bieten flexiblere und effizientere 

Handlungsmöglichkeiten. 

Zusätzlich bedeuten so gewonnene Freiräume auch einen hohen Grad an Verselb-

ständigung gegenüber dem Rat und der Verwaltungsführung. Die Voraussetzungen 

dafür, ob eine Kommune überhaupt Unternehmen und Einrichtungen in einer Rechts-

form des privaten Rechts gründen oder sich daran beteiligen darf, sind in § 108 GO 

NRW geregelt. 
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1.2.1 Übersicht der Rechtsformen 

Kommunale 
Unternehmen

öffentlich-rechtliche
Organisationsformen

privatrechtliche
Organisationsformen

Eigenbetriebsähnliche
Einrichtung

Eigenbetrieb
AöR

Anstalt des
öffentlichen Rechts

Zweckverband

Stiftung

OHG
Offene

Handelsgesellschaft

BGB-Gesellschaft
GmbH

Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung

AG
Aktiengesellschaft

Genossenschaft

Stiftung

KG
Kommanditgesellschaft

rechtsfähig nicht rechtsfähig rechtsfähig nicht rechtsähig
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2 Beteiligungsübersicht 

Gemeinde Schlangen

KRZ
Kommunales 

Rechenzentrum 
Minden-Ravensberg/

Lippe

Zentrale Verwaltung

Schule und Kultur

Soziales und Jugend

Finanzwirtschaft

Wirtschaft und 
Tourismus

Bauen und Verkehr

Ver- und Entsorgung

Aufgabenbereiche

Wesentliche 
Beteiligungen

Mitglied

Volksbank Schlangen
e. G.

1 Anteil

Kommunale 
Verkehrsgesellschaft 

Lippe mbH (KVG)

1,10%

Gemeindewerke 
Schlangen GmbH

87,5%

Freibad
Gemeinde Schlangen

100%

Westfalen-Weser 
Energie GmbH & Co KG 

(WWE)
0,00262

%

Gesellschaft für 
Abfallentsorgung mbH 

(GAL)

1 Anteil

Abfallwirtschafts-
verband Lippe (AWV)

4,35%

Bürger-Energie-
Genossenschaft

Bad Lippspringe eG

1 Anteil

Wohnbau Detmold AG

859 
Anteile

Lippe Tourismus 
Marketing AG (LTM)

0,09%

Abwasserbeseitigung
Gemeinde Schlangen

100%
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3 Beteiligungen im Detail 

Wie in der vorstehenden Übersicht sind die Detailinformationen der Beteiligungen 

nach Aufgabenbereichen dargestellt. Die Wesentlichen Beteiligungen finden sich un-

ter den folgenden Punkten: 

 

Wesentliche Beteiligungen 

• Eigenbetriebsähnliche Einrichtung Abwasserbeseitigung 

• Eigenbetrieb Freibad 

• Gemeindewerke Schlangen GmbH 
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3.1 Zentrale Verwaltung 

3.1.1 KRZ – Kommunales Rechenzentrum Minden Ravens-

berg/Lippe 

Unternehmensdaten 

Sitz der Gesellschaft Bismarckstraße 23, 32657 Lemgo 

 Telefon: 05261/252-0 

 Internet: www.krz.de 

Rechtsform Zweckverband 

Satzung vom 25.11.1988, akt. Fassung vom 27.11.2008 

Stammkapital nicht in der Satzung festgelegt 

Gesellschaftszweck Die Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen 

der technikunterstützten Informationsverarbei-

tung für die Mitglieder. 

Ziel der Gemeinde Schlangen Erreichung von interkommunalen Standards in 

der Informationsverarbeitung unter Ausnutzung 

möglicher Synergieeffekte. 

Beteiligte Die Kreise Herford, Lippe u. Minden-Lübbecke 

sowie weitere ca. 35 kreisangehörige Gemein-

den. 

Finanz- u. Leistungsbeziehungen Das ist KRZ ist beauftragter Dienstleister im Rah-

men des Verbandszwecks. 

Die Leistungen werden nach Umfang der Inan-

spruchnahme abgerechnet. 

Zusammensetzung der Organe Verbandsversammlung 

 1 Vertreter je Mitglied; Vorsitz: BM Rainer. Heller 

 Verwaltungsrat 

 12 Mitglieder; Vorsitz: BM Rainer. Heller 

 Verbandsvorsteher 

 Bürgermeister D. Blume 

 Geschäftsführer 

 Reinhold Harnisch 

Personalbestand ca. 250 
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Bilanz 

 

  

Angaben in 1.000 Euro

Aktiva 2008 2009 2010

1.0 Anlagevermögen 9.133 9.350 9.006

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 3.071 2.973 2.398

1.2 Sachanlagen 5.967 6.281 6.512

1.3 Finanzanlagen 96 96 96

2.0 Umlaufvermögen 4.617 5.302 5.312

2.1 Vorräte 36 59 65

2.2 Forderungen/sonst. Vermögensgegenstände 3.560 3.194 3.396

2.3 Liquide Mittel 1.440 1.317 1.515

3.0 Aktive Rechnungsabgrenzung 1.440 1.317 1.515

Bilanzsumme Aktiva 15.190 15.969 15.833

Passiva 2008 2009 2010

1.0 Eigenkapital 3.248 3.500 3.669

1.1 Gewinnrücklage 2.906 3.248 3.500

1.2 Jahresüberschuss 342 251 169

1.3 Bilanzgewinn 0 0 0

2.0 Sonderposten mit Rücklageanteil 0 0 0

3.0 Rückstellungen 5.283 6.363 7.519

4.0 Verbindlichkeiten 607 5.991 459

4.0 Passive Rechnungsabgrenzung 52 116 58

Bilanzsumme Passiv 15.190 15.969 15.833
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3.2 Kreditwirtschaft 

3.2.1 Volksbank Schlangen e. G. 

Unternehmensdaten 

Sitz der Gesellschaft Ortsmitte 4, 33189 Schlangen 

Rechtsform eingetragene Genossenschaft 

Satzung vom i. d. F. vom 12.06.2018 

Gesellschaftszweck Kreditinstitut 

Ziel der Gemeinde Schlangen Abwicklung von Bankgeschäften, 

 Beteiligung an der örtlichen Infrastruktur 

Beteiligung/Beteiligte 1 Anteil zu 160 € 

Finanz- u. Leistungsbeziehungen Kontoverwaltung und Finanzgeschäfte 

 

Zusammensetzung der Organe Aufsichtsrat 

 Vorsitz: Ines Plonka 

 

 Vorstand 

 Iris Brockmeier u. Norbert Thiele 
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Bilanz 

  

Aktiva 2008 2009 2010

1.0 Barreserve 3.176 2.930 2.928

2.0 Schuldtitel öffentlicher Stellen 0 0 0

3.0 Forderungen an Kreditinstitute 20.230 2.622 3.821

4.0 Forderungen an Kunden 100.684 98.434 96.844

5.0 Schuldverschreibungen u. a. Wertpapiere 19.394 43.096 41.251

6.0 Aktien u. a. Wertpapiere 3.617 6.585 6.121

7.0 Beteiligungen u. Geschäftsguthaben 3.892 4.214 4.218

8.0 Anteile an verbundenen Unternehmen 25 25 25

9.0 Treuhandvermögen 81 70 56

10.0 Ausgleichforderungen geg. Öff. Hand 0 0 0

11.0 Immaterielle Anlagewerte 0 0 0

12.0 Sachanlagen 1.848 1.617 1.515

13.0 Sonstige Vermögensgegenstände 900 974 803

14.0 Rechnungsabgrenzungsposten 42 48 37

Bilanzsumme Aktiva 153.889 160.615 157.620

Passiva 2008 2009 2010

1.0 Verbindlichkeiten geg. Kreditinstituten 43.942 37.119 31.504

2.0 Verbindlichkeiten geg. Kunden 98.161 110.591 111.676

3.0 Verbriefte Verbindlichkeiten 0 0 0

4.0 Treuhandverbindlichkeiten 81 70 56

5.0 Sonstige Verbindlichkeiten 327 372 336

6.0 Rechnungsabgrenzungsposten 142 129 107

7.0 Rückstellungen 1.097 1.690 2.144

8.0 Sonderposten mit Rücklageanteil 0 0 0

9.0 Nachrangige Verbindlichkeiten 0 0 0

10.0 Genussrechtskapital 0 0 0

11.0 Fonds für allgem. Bankrisiken 2.000 2.000 2.500

12.0 Eigenkapital 8.140 8.645 9.297

Bilanzsumme Passiv 153.889 160.615 157.620
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3.3 Bauen und Verkehr 

3.3.1 KVG – Kommunale Verkehrsgesellschaft Lippe mbH 

Unternehmensdaten 

Sitz der Gesellschaft Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold 

 Internet: www.lippemobil.de 

Rechtsform Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

Gesellschaftsvertrag vom 30.01.1996 

Stammkapital 51.129,19 € 

Gesellschaftszweck Sicherstellung einer angemessenen Verkehrsbe-

dienung für den Kreis Lippe im ÖPNV. Entwick-

lung eines flächendeckenden und bedarfsge-

rechten Verkehrssystems unter Weiterentwick-

lung des Angebots, damit der ÖPNV als Alterna-

tive zum Individualverkehr dauerhaft gesichert 

und gefördert wird. 

Ziel der Gemeinde Schlangen Sicherstellung einen flächendeckenden ÖPNV-

Angebotes zur Minimierung des Individualver-

kehrs 

Beteiligte Der Kreis Lippe und alle kreiszugehörigen Städte 

und Gemeinden. 

Finanz- u. Leistungsbeziehungen Die KVG ist nicht direkt als Verkehrsbetrieb tätig. 

Sie koordiniert die Tätigkeiten der ÖPNV-

Unternehmen in Lippe und finanziert sich zum Teil 

über Fördergelder. Für die Gesellschafter wer-

den Beratungsleistungen erbracht. 

Zusammensetzung der Organe Gesellschafterversammlung 

Stimmberechtigte Vertreter je Mitglied in Abhän-

gigkeit von der Bevölkerungsgröße min. 1 je an-

gefangene 20.000 Einwohner. 

 Aufsichtsrat 

 9 Mitglieder; 4 Kreis Lippe, 5 Städte/Gemeinden 

 Geschäftsführer 

 Achim Oberwöhrmeier 

Personalbestand 9 Beschäftige und ca. 15 Aushilfen 
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Bilanz 

 

 

 

  

Angaben in 1.000 Euro

Aktiva 2008 2009 2010

1.0 Anlagevermögen 97 99 97

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 26 14 6

1.2 geleistete Anzahlungen 49 61 75

1.3 Sachanlagen 22 25 17

2.0 Umlaufvermögen 1.214 1.078 652

2.1 Vorräte 16 47 46

2.2 Forderungen/ sonst. Vermögensgegenstände 43 135 564

2.3 Liquide Mittel 1.156 895 43

3.0 Aktive Rechnungsabgrenzung 5 6 13

Bilanzsumme Aktiva 1.316 1.183 763

Passiva 2008 2009 2010

1.0 Eigenkapital 51 101 11

1.1 Gezeichnetes Kapital 51 51 51

1.2 Gewinnvortrag -8 0 50

1.3 Jahresüberschuss 8 50 -90

1.4 Bilanzgewinn 0 0 0

2.0 Sonderposten mit Rücklageanteil 0 0 0

3.0 Rückstellungen 42 57 52

4.0 Verbindlichkeiten 1.175 999 653

4.0 Passive Rechnungsabgrenzung 49 26 47

Bilanzsumme Passiva 1.316 1.183 763
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3.4 Ver- und Entsorgung 

3.4.1 Abwasserbeseitigung Schlangen 

Unternehmensdaten 

Sitz der Gesellschaft Im Dorfe 1a, 33189 Schlangen 

Rechtsform Regiebetrieb; eigenbetriebsähnl. Einrichtung 

Satzung vom 27.06.1997 i. d. F. vom 08.09.2006 

Stammkapital 3.273.000 

Gesellschaftszweck Reinigung der Abwässer, Unterhaltung des kom-

munalen Abwassernetzes und Betrieb der Klär-

anlage 

Ziel der Gemeinde Schlangen Umweltgerechte Reinigung der Abwässer im 

Rahmen der Daseinsvorsorge 

Beteiligte Gemeinde Schlangen 

Finanz- u. Leistungsbeziehungen Im Rahmen wechselseitiger Aufgabenerledi-

gung und der Verzinsung des eingebrachten Ka-

pitals 

Zusammensetzung der Organe Betriebsausschuss 

 9 Mitglieder, spiegelbildlich zum Rat besetzt 

 Betriebsleitung 

Vertraglich an die Geschäftsführung der Ge-

meindewerke Schlangen GmbH vergeben 

Personalbestand Der Betrieb beschäftigt kein eigenes Personal 
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Bilanz/Gewinn- und Ver-

lustrechnung 

  

Angaben in 1.000 Euro

Aktiva 2008 2009 2010

1.0 Anlagevermögen 8.234 8.046 8.054

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 18 16 10

1.2 Sachanlagen 8.211 8.029 7.799

1.3 Finanzanlagen 4 0 245

2.0 Umlaufvermögen 762 726 439

2.1 Vorräte 24 34 37

2.2 Forderungen/sonst. Vermögensgegenstände 222 101 73

2.3 Liquide Mittel 516 591 329

3.0 Aktive Rechnungsabgrenzung 1 1 1

Bilanzsumme Aktiva 8.998 8.773 8.494

Passiva 2008 2009 2010

1.0 Eigenkapital 5.284 5.306 5.276

1.1 Gezeichnetes Kapital 3.273 3.273 3.273

1.2 Kapitalrücklage 1.820 1.820 1.820

1.3 Gewinnrücklagen 173 173 152

1.4 Bilanzgewinn 18 40 32

2.0 Sonderposten mit Rücklageanteil 1.002 996 965

3.0 Empfangene Ertragszuschüsse 1.809 1.680 1.553

4.0 Rückstellungen 140 64 70

5.0 Verbindlichkeiten 763 727 630

6.0 Passive Rechnungsabgrenzung 0 0 0

Bilanzsumme Passiv 8.998 8.773 8.494

Angaben in 1.000 Euro

Gewinn- und Verlustrechnung 2008 2009 2010

Umsatzerlöse 1.200 1.209 1.210

Sonstige betriebliche Erlöse 161 220 192

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 95 108 132

Bezogene Leistungen 654 724 714

Rohergebnis 612 598 555

Personalaufwand 0 0 0

Abschreibungen 408 405 389

Sonstige betriebliche Aufwendungen 144 132 147

Erträge aus Beteiligungen 0 0 0

Zinserträge 4 4 11

Zinsaufwand 46 43 39

Finanzergebnis 42 39 27

Ergebnis der gew. Geschäftstätigkeit 18 22 -9

Seuern vom Einkommen und Ertrag 0 0 0

Jahresergebnis 18 22 -9

Kennzahlen 2008 2009 2010

Anlageinstensität 91,5% 91,7% 94,8%

Umlaufintensität 8,5% 8,3% 5,2%

Eigenkapitalquote 90,0% 91,0% 91,8%

Fremdkapitalquote 10,0% 9,0% 8,2%

Umsatzrentabilität 1,5% 1,8% -0,7%

Eigenkapitalrentabilität 0,3% 0,4% -0,2%

pdf-Kopie



Gemeinde Schlangen 

 

Beteiligungsbericht 2010 17 / 29 

3.4.2 Freibad der Gemeinde Schlangen 

Unternehmensdaten 

Sitz der Gesellschaft Im Dorfe 1a, 33189 Schlangen 

Rechtsform Eigenbetrieb 

Satzung vom 27.06.1997 i. d. F. vom 08.09.2006 

Stammkapital 256.000 € 

Gesellschaftszweck Betrieb des Freibades sowie Sicherstellung, Un-

terhaltung und Erhaltung aller Anlagen 

Ziel der Gemeinde Schlangen Aufrechterhaltung eines kommunalen Freibades 

zur sozialen Daseinsvorsorge 

Beteiligte Gemeinde Schlangen 

Finanz- u. Leistungsbeziehungen Im Rahmen wechselseitiger Aufgabenerledi-

gung; Träger der Beteiligung an den Gemeinde-

werken Schlangen GmbH 

Zusammensetzung der Organe Betriebsausschuss 

 9 Mitglieder, spiegelbildlich zum Rat besetzt 

 Betriebsleitung 

Vertraglich an die Geschäftsführung der Ge-

meindewerke Schlangen GmbH vergeben Ge-

schäftsführer 

  

Personalbestand Der Betrieb beschäftigt kein eigenes Personal 
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Bilanz/Gewinn- und Ver-

lustrechnung  

 

  

Angaben in 1.000 Euro

Aktiva 2008 2009 2010

1.0 Anlagevermögen 896 901 892

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 6 2 1

1.2 Sachanlagen 435 445 436

1.3 Finanzanlagen 455 455 455

2.0 Umlaufvermögen 23 41 39

2.1 Vorräte 8 5 4

2.2 Forderungen/sonst. Vermögensgegenstände 11 31 19

2.3 Liquide Mittel 5 5 17

3.0 Aktive Rechnungsabgrenzung 0 0 0

Bilanzsumme Aktiva 920 943 931

Passiva 2008 2009 2010

1.0 Eigenkapital 854 860 859

1.1 Gezeichnetes Kapital 256 256 256

1.2 Kapitalrücklage 612 612 612

1.3 Gewinnrücklagen 0 0 0

1.4 Bilanzgewinn -15 -8 -9

2.0 Sonderposten mit Rücklageanteil 0 0 0

3.0 Empfangene Ertragszuschüsse 11 8 6

4.0 Rückstellungen 16 19 14

5.0 Verbindlichkeiten 39 55 52

6.0 Passive Rechnungsabgrenzung 0 0 0

Bilanzsumme Passiv 920 943 931

Angaben in 1.000 Euro

Gewinn- und Verlustrechnung 2008 2009 2010

Umsatzerlöse 44 46 52

Sonstige betriebliche Erlöse 3 4 3

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 38 40 47

Bezogene Leistungen 57 67 65

Rohergebnis -48 -58 -57

Personalaufwand 51 54 50

Abschreibungen 12 11 10

Sonstige betriebliche Aufwendungen 8 10 8

Erträge aus Beteiligungen 112 140 126

Zinserträge 0 0 0

Zinsaufwand 2 2 2

Finanzergebnis 2 2 2

Ergebnis der gew. Geschäftstätigkeit -8 7 -1

Seuern vom Einkommen und Ertrag 0 0 0

Jahresergebnis -8 7 -1

Kennzahlen 2008 2009 2010

Anlageinstensität 97,4% 95,6% 95,8%

Umlaufintensität 2,5% 4,4% 4,2%

Eigenkapitalquote 94,0% 92,1% 92,9%

Fremdkapitalquote 6,0% 7,9% 7,1%

Umsatzrentabilität -18,4% 15,0% -1,9%

Eigenkapitalrentabilität -0,9% 0,8% -0,1%
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3.4.3 GWS - Gemeindewerke Schlangen GmbH 

Unternehmensdaten 

Sitz der Gesellschaft Im Dorfe 1a, 33189 Schlangen 

Rechtsform Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

Satzung von 1996  i. d. F. vom 02.02.2010 

Stammkapital 520.000 € 

Gesellschaftszweck Erbringung von Dienstleistungen, Planung, Bau 

und Verpachtung von Anlagen; 

 die Wasserversorgung der Gemeinde Schlan-

gen sowie die kaufmännische und technische 

Betriebsführung für die Bereiche Freibad und Ab-

wasserbeseitigung der Gemeinde Schlangen 

Ziel der Gemeinde Schlangen Sicherstellung der Wasserversorgung zur Daseins-

vorsorge in kommunaler Hand Synergieeffekte 

bei gleichartiger Aufgabenerledigung. 

Beteiligte Gemeinde Schlangen 87,5 % 

 Abwasser Paderborner Land GmbH 12,5 % 

Finanz- u. Leistungsbeziehungen Aufwandsbezogene Abrechnung im Rahmen 

der Aufgabenerledigung. Verzinsung des einge-

brachten Kapitals in Form von Gewinnausschüt-

tungen. 

Zusammensetzung der Organe Gesellschafterversammlung 

11 Mitglieder; Vorsitz: Gerhard Thöne 

9 Gemeinde Schlangen (Betriebsausschuss) 2 

AWP GmbH 

 Aufsichtsrat 

 6 Mitglieder; Vorsitz: BM Ulrich Knorr 

 5 Gemeinde Schlangen, 1 AWP GmbH 

 Geschäftsführer 

 Robert Göke 

Personalbestand 14 Mitarbeiter/innen 
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Bilanz/Gewinn- und Ver-

lustrechnung 

 

  

Angaben in 1.000 Euro

Aktiva 2008 2009 2010

1.0 Anlagevermögen 2.448 2.329 2.410

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 25 13 17

1.2 Sachanlagen 2.407 2.298 2.376

1.3 Finanzanlagen 16 18 17

2.0 Umlaufvermögen 589 416 662

2.1 Vorräte 44 48 51

2.2 Forderungen/sonst. Vermögensgegenstände 95 100 84

2.3 Liquide Mittel 450 267 527

3.0 Aktive Rechnungsabgrenzung 4 5 1

Bilanzsumme Aktiva 3.041 2.749 3.073

Passiva 2008 2009 2010

1.0 Eigenkapital 1.121 1.044 1.087

1.1 Gezeichnetes Kapital 520 520 520

1.2 Gewinnrücklagen 461 420 443

1.3 Gewinnvortrag 36 15 17

1.4 Jahresüberschuss 104 89 108

2.0 Sonderposten mit Rücklageanteil 211 195 199

3.0 Empfangene Ertragszuschüsse 205 284 245

4.0 Rückstellungen 76 80 70

5.0 Verbindlichkeiten 1.428 1.145 1.471

6.0 Passive Rechnungsabgrenzung 0 0 0

Bilanzsumme Passiv 3.041 2.749 3.073

Angaben in 1.000 Euro

Gewinn- und Verlustrechnung 2008 2009 2010

Umsatzerlöse 1.598 1.632 1.748

Sonstige betriebliche Erlöse 93 91 74

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 272 269 90

Bezogene Leistungen 378 430 762

Rohergebnis 1.042 1.024 970

Personalaufwand 574 555 545

Abschreibungen 150 147 154

Sonstige betriebliche Aufwendungen 119 115 108

Erträge aus Beteiligungen 0 0 0

Zinserträge 3 3 9

Zinsaufwand 52 55 48

Finanzergebnis 49 52 38

Ergebnis der gew. Geschäftstätigkeit 149 154 124

Seuern vom Einkommen und Ertrag 46 46 35

Jahresergebnis 104 108 89

Kennzahlen 2008 2009 2010

Anlageinstensität 80,5% 84,7% 78,4%

Umlaufintensität 19,4% 15,1% 21,5%

Eigenkapitalquote 50,5% 55,4% 49,8%

Fremdkapitalquote 49,5% 44,6% 50,2%

Umsatzrentabilität 6,5% 6,6% 5,1%

Eigenkapitalrentabilität 9,2% 10,3% 8,2%
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3.4.4 WWE - Westfalen-Weser-Energie GmbH & Co. KG 

Unternehmensdaten 

 

Ehemals E.ON Westfalen-Weser Netz AG 

 PESAG AG 

  

Sitz der Gesellschaft Tegelweg 25, 33102 Paderborn 

Rechtsform Personengesellschaft mit beschränkter Haftung 

Gesellschaftsvertrag vom 17.05.2013 i. d. F. aus 2018 

Stammkapital 69,3 Mio. € 

Gesellschaftszweck Betrieb eines sicheren und effizienten Strom-, 

Erdgas- und Wassernetz für Industrie, Gewerbe, 

Landwirtschaft und Haushalte für die Region 

Westfalen und Weser. 

Ziel der Gemeinde Schlangen Sicherstellung und Einbindung in die kommunale 

Versorgungsstruktur des vor Ort tätigen Grund-

versorgers bzw. Konzessionsinhabers der Strom- 

und Gasversorgung 

Beteiligung u. Beteiligte Gemeinde Schlangen 0,0000240% 

 54 Kreise, Städte und Gemeinden 

 Hauptanteilseigner; Städte Paderborn u. Herford 

Finanz- u. Leistungsbeziehungen Konzessionsabgaben und Gewinnbeteiligungen 

Zusammensetzung der Organe Geschäftsführer 

 Dr. Stephan Nahrath 

Personalbestand ca. 900 Mitarbeiter/innen 

Bilanzdaten 

Auf eine Darstellung der Bilanzdaten der E.ON Westfalen-Weser-Netz AG für die Jahre 

2008 bis 2010 wird verzichtet, da sich die Beteiligungsstruktur durch die Rekommunali-

sierung der Gesellschaft in 2013 komplett verändert hat, ist ein direkter Vergleich nicht 

herzustellen. 

Aus heutiger Sicht tragen aufgrund der geringen Beteiligungshöhe die Werte auch 

nicht mehr Wertaufhellend zur Berichterstattung bei. 
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3.4.5 AWV – Abfallwirtschaftsverband Lippe 

Unternehmensdaten 

Sitz der Gesellschaft Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold 

Rechtsform Zweckverband 

Satzung vom 30.04.2002; i. d. V. vom 01.01.2010 

Stammkapital 200.000 € 

Gesellschaftszweck Erbringung der Abfallentsorgung für die Ver-

bandsmitglieder, 

 insbesondere Übernahme und Durchführung 

von Einsammlung und Transport, sowie der Be-

handlung, Verwertung und Beseitigung der im 

Verbandsgebiet anfallenden Abfälle. 

Ziel der Gemeinde Schlangen Erfüllung der Pflichtaufgabe zur Abfallentsor-

gung zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen 

Abfallbeseitigung im Rahmen der Daseinsvor-

sorge. 

Beteiligte Der Kreis Lippe und alle kreisangehörigen Kom-

munen. 

Finanz- u. Leistungsbeziehungen Kosten für Abfuhr, Transport und Entsorgung im 

Verbund von AWV und GAL (s. Punkt 3.4.6) 

Zusammensetzung der Organe Verbandsversammlung 

 52 Vertreter der Mitglieder, 

 Vorsitz: BM Ulrich Knorr 

 

 Verwaltungsrat 

 26 Vertreter der Mitglieder 

 Vorsitz: Verbandsvorsteher 

 

 Verbandsvorsteher 

 Landrat Dr. Axel Lehmann 

Personalbestand Kein eigenes Personal 
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Bilanz 

 

  

Angaben in 1.000 Euro

Aktiva 2008 2009 2010

1.0. Anlagevermögen 1 1 346

1.1. Immaterielle Vermögensgegenstände 0 0 0

1.2. Sachanlagen 1 1 0

1.3. Finanzanlagen 0 0 346

2.0. Umlaufvermögen 8.951 7.476 8.386

2.1. Vorräte 0 0 0

2.2. Forderungen/sonst. Vermögensgegenstände 528 829 226

2.3. Liquide Mittel 8.423 6.648 8.160

3.0 Aktive Rechnungsabgrenzung 0 0 0

Bilanzsumme Aktiva 8.952 7.477 8.733

Passiva 2008 2009 2010

1.0 Eigenkapital 7.901 6.733 383

1.1 Allgemeine Rücklage 4.946 5.575 5.925

1.2 Gewinnrücklage 1.663 1.663 1.158

1.3 Jahresüberschuss 1.291 -505 -6.701

1.4 Bilanzgewinn 0 0 0

2.0 Sonderposten mit Rücklageanteil 0 0 0

4.0 Rückstellungen 620 263 6.986

5.0 Verbindlichkeiten 431 481 1.363

6.0 Passive Rechnungsabgrenzung 0 0 0

Bilanzsumme Passiva 8.952 7.477 8.733
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3.4.6 GAL – Gesellschaft für Abfallentsorgung mbH 

Unternehmensdaten 

Sitz der Gesellschaft Am Alten Fluß 8, 32657 Lemgo 

Rechtsform Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

Gesellschaftsvertrag vom 30.06.2004 

Stammkapital 200.000 € 

Gesellschaftszweck Die Erbringung sämtlicher im Rahmen der Ab-

fallentsorgung anfallenden und damit zusam-

menhängenden Leistungen. 

Ziel der Gemeinde Schlangen Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Ab-

fallentsorgung im regionalen Verbund zur Erfül-

lung der Daseinsvorsorge. 

Beteiligte Der Kreis Lippe, 15 kreisangehörige Kommunen 

sowie die GbR MVA Bielefeld-Herford GmbH/ 

Tönsmeier Entsorgung GmbH & Co. KG 

Finanz- u. Leistungsbeziehungen Kosten für Abfuhr, Transport und Entsorgung im 

Verbund von AWV und GAL (s. Punkt 3.4.5) 

Zusammensetzung der Organe Gesellschafterversammlung 

 17 Mitglieder / je ein Vertreter pro Mitglied 

 Vorsitz: BM Ulrich Knorr 

  

Aufsichtsrat 11 Mitglieder, 

 6 Mitglieder kommunal, 5 Mitglieder privat 

 Vorsitz: Landrat Dr. Axel Lehmann 

 

 Geschäftsführer 

 Berthold Lockstedt u. Ulrich Schlotthauer 

Personalbestand 11 Mitarbeiter/innen 
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Bilanz 

 

  

Angaben in 1.000 Euro

Aktiva 2008 2009 2010

1.0 Anlagevermögen 842 932 978

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 0 0 0

1.2 Sachanlagen 842 932 978

2.0. Umlaufvermögen 2.530 2.228 2.434

2.1. Vorräte 110 119 218

2.2. Forderungen/sonst. Vermögensgegenstände 2.217 1.902 2.006

2.3. Liquide Mittel 203 206 210

3.0 Aktive Rechnungsabgrenzung 7 0 0

Bilanzsumme Aktiva 3.379 3.160 3.413

Passiva 2008 2009 2010

1.0 Eigenkapital 556 770 1.327

1.1 Gezeichnetes Kapital 200 200 200

1.2 Gewinnrücklage 229 366 574

1.3 Jahresüberschuss 137 204 553

1.4 Bilanzgewinn 0 0 0

2.0 Sonderposten mit Rücklageanteil 0 0 0

3.0 Rückstellungen 505 546 593

4.0 Verbindlichkeiten 2.307 1.845 1.493

5.0 Passive Rechnungsabgrenzung 0 0 0

Bilanzsumme Passiva 3.379 3.160 3.413
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3.5 Wirtschaft und Tourismus 

3.5.1 LTM – Lippe Tourismus Marketing GmbH 

Unternehmensdaten 

Sitz der Gesellschaft Grotenburg 52, 32756 Detmold 

 www.land-des-hermann.de 

Rechtsform Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

Satzung vom 12.02.2003 i. d. F. vom 20.09.2017 

Stammkapital 112.692 in vinkulierten Namensaktien zu je 1,00 € 

Gesellschaftszweck Schaffung eines einheitlichen Marketings zur För-

derung von Wirtschaft, Tourismus, Bildung und 

Kultur für die Region Lippe 

Ziel der Gemeinde Schlangen Einbindung und Förderung der Gemeinde 

Schlangen in ein einheitliches Marketing für Wirt-

schaft, Tourismus, Bildung und Kultur in Lippe. 

Beteiligung u. Beteiligte Gemeinde Schlangen 0,09% 

 Landesverband Lippe, Kreis Lippe und kreisan-

gehörige Städte und Gemeinden mit insgesamt 

74% Anteil  

Zusammensetzung der Organe Gesellschafterversammlung 

 Eine Stimme je 1,00 € Anteil 

 26% hält die Wirtschaft; 74% die öffentl. Hand 

 Aufsichtsrat 

 9 Mitglieder; Vorsitz: Landrat Dr. Axel Lehmann 

 Geschäftsführer 

 Günter Weigel u. Jürgen Grimm 

Personalbestand ca. 24 Mitarbeiter/innen 
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3.5.2 BEG - Bürger-Energie-Genossenschaft Bad Lippspringe 

Schlangen eG 

Unternehmensdaten 

Sitz der Gesellschaft Frierich-Wilhelm-Weber-Platz 35, 

 33175 Bad Lippspringe 

Rechtsform eingetragene Genossenschaft 

Satzung vom 04.11.2010 

Stammkapital Ein Geschäftsanteil beträgt 1.000 € 

Gesellschaftszweck Förderung und Errichtung sowie Unterhaltung 

von Anlagen zur Erzeugung von Energien, insbe-

sonders Photovoltaikanlagen in Bad Lippspringe 

und Schlangen- 

Ziel der Gemeinde Schlangen Beteiligung und Förderung an den regenerati-

ven Energien vor Ort und in der Region. 

Beteiligte 1 Anteil zu 1.000 € 

Finanz- u. Leistungsbeziehungen Beratungsleistungen; Dividenden zwischen 3-5% 

Zusammensetzung der Organe Vorstand 

 Iris Brockmeier u. Norbert Thiele 

 Aufsichtsrat 

 min. 3 max. 6 Mitglieder; 

 Vorsitz: Dr. Joachim Krabbe 

 Generalversammlung 

 98 Mitglieder mit 231 Anteilen 
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3.5.3 Wohnbau Detmold eG 

Unternehmensdaten 

Sitz der Gesellschaft Marienstraße 2, 32756 Detmold 

 www.wohnbau-detmold.de 

Rechtsform eingetragene Genossenschaft 

Satzung gegründet 21.08.1947  

Gesellschaftszweck Errichtung und Bewirtschaftung von Wohnungen  

Ziel der Gemeinde Schlangen Förderung von sozialem Wohnungsbau im regio-

nalen Verbund 

Beteiligung u. Beteiligte 859 Anteile zu 155,00 € 

Zusammensetzung der Organe Vorstand 

 Uwe Petrat u. Lutz Trupke 

Personalbestand 16 Mitarbeiter/innen 
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Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1.Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer" genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenüber.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen - sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
Prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gäbe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
her zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.
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2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf - außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen - der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nähme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
Prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden.
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie Z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
her vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit,
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbefrag
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
Verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
Prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu
machen, bleibt unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weitenerwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer,
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlösse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst, d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, Z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
Wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
Sprüche gilt nur deutsches Recht.
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